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1 Präambel 

 

Die Koalitionspartner aus CDU Saar und SPD Saar sehen im Ergebnis der Landtagswahl vom 26. 

März 2017 eine Bestätigung ihrer Arbeit der vergangenen Legislaturperiode. Vor allem aber sehen 

sie den Auftrag, diese politische Arbeit als Koalition gemeinsam zum Wohle des Saarlandes 

fortzusetzen. Wir sind gewillt, das in uns gesetzte Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger durch den 

engagierten Einsatz für ein eigenständiges, starkes und lebenswertes Saarland zu rechtfertigen. Die 

Entwicklung des Saarlandes in den letzten 60 Jahren ist eine Erfolgsgeschichte des deutschen 

Föderalismus, die wir auch in Zukunft fortsetzen wollen. Die Sicherung unserer Eigenständigkeit 

wird deshalb auch in der 16. Legislaturperiode eine Aufgabe von herausragender politischer 

Bedeutung sein. 

 

Mit der Neuregelung des Bund-Länder-Finanzausgleichs haben wir die Grundlage zur Sicherung 

unserer Eigenständigkeit gelegt. In den sich daraus ergebenden Handlungsspielräumen stecken 

große Chancen für die Zukunftsgestaltung unseres Landes, die wir mit Mut, Tatkraft und Ideen 

nutzen wollen. Unser Saarland soll ein attraktives Land und ein starker Wirtschaftsstandort bleiben, 

in dem insbesondere Kinder und Familien gute Entwicklungsperspektiven vorfinden. Gleichzeitig 

wollen wir aber auch weiterhin ein verlässlicher Vertragspartner für den Bund und die anderen 

Bundesländer sein. Von zentraler Bedeutung bleibt daher für uns die Beibehaltung des mit dem 

Bund und den übrigen Ländern vereinbarten Konsolidierungspfades sowie die Einhaltung der ab 

dem Jahre 2020 verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Schuldenbremse, ohne dabei die 

notwendigen Investitionen zur Wahrung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse und zur 

Sicherung der Zukunft aus den Augen zu verlieren. 

 

Um diese Ziele zu erreichen, werden wir unsere Politik der Gleichzeitigkeit von Sanieren und 

Gestalten fortsetzen und an den folgenden Leitmotiven inhaltlich ausrichten: 

 

 

Nachhaltigkeit 

 

Verantwortungsvolle Politik für unser Land setzt voraus, dass wir nicht nur die unmittelbaren 

Folgen politischer Entscheidungen, sondern auch die mittel- und langfristigen Konsequenzen 

berücksichtigen. Für heutige Entscheidungen gilt dies insbesondere mit Blick auf die 

Folgewirkungen in gesellschaftlicher, ökologischer und finanzieller Hinsicht sowie auf die 

Verschuldung. 
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Verwendung von Haushaltsüberschüssen 

 

Soweit im Haushaltsvollzug überplanmäßige Haushaltsüberschüsse entstehen, wird die 

Landesregierung diese Überschüsse anteilig in die zusätzliche Schuldentilgung und zur 

Finanzierung von Maßnahmen zur Stärkung der Wirtschafts- und Finanzkraft einsetzen. Die 

Koalitionspartner stimmen in dem Ziel überein, die Abhängigkeit des Landes von besonderen 

bundesstaatlichen Hilfen schrittweise und nachhaltig abzubauen. 

 

 

Zinssteuerung 

 

Die Altschulden und die Entwicklung der damit verbundenen Zinslasten sind für den 

saarländischen Landeshaushalt von großer Bedeutung. Die Koalitionspartner stimmen darin 

überein, Möglichkeiten zu prüfen, wie das künftige Zinsmanagement so ausgestaltet werden kann, 

dass die Planungssicherheit für die nächsten Jahre möglichst weiter erhöht wird. Das bedeutet 

unter anderem auch, Instrumente in Betracht zu ziehen, die Zinsänderungsrisiken begrenzen, 

soweit die damit verbundenen Kosten vertretbar erscheinen und prognostizierbar zu einer 

Verbesserung der Situation der Zinskostenseite führen. 

 

 

Für eine effektive und zukunftsfähige Einnahmeverwaltung 

 

Eine moderne Steuerverwaltung ist neben der Sicherung der Einnahmebasis Ausdruck von 

Bürgernähe und damit von hoher Standortqualität. Eine zeitnahe Bearbeitung der steuerlichen 

Angelegenheiten der Bürgerinnen und Bürger ist dabei ein wichtiges Element. Ein effektiver 

Außendienst (Betriebsprüfung, Umsatzsteuersonderprüfung, Lohnsteueraußenprüfung, 

Steuerfahndung) ist hierbei ebenso wichtig wie der zur Festsetzung und Erhebung der Steuern 

erforderliche Innendienst. Beide Teile müssen mit optimierter Automatisationsunterstützung 

angemessen personalisiert sein, um die dem Staat gesetzlich zustehenden Einnahmequellen auch 

effektiv ausschöpfen und die Steuerangelegenheiten der Bürger zeitnah bearbeiten zu können. 

 

Den weiteren Ausbau digitaler bzw. automatisierter Kommunikationsprozesse und die Umsetzung 

von Organisationsveränderungen werden wir gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern gestalten. Die Beschäftigten der saarländischen Steuerverwaltung leisten 

hochqualifizierte Arbeit. Die Fortbildung ist hierbei ein zentraler Faktor zum Erhalt einer guten 

Einnahmeverwaltung. Zudem wollen wir die Vereinfachung von Besteuerungsverfahren 

unterstützen, wo es grundsätzlich ohne Einnahmeverluste für das Land möglich ist. Zur weiteren 

Entlastung und zur Hebung von Synergien wird die Ausweitung der Kooperationen mit anderen 

Bundesländern geprüft. 
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Hochbau 

 

Die bauliche Infrastruktur des Landes darf nicht vernachlässigt werden; sie dient der 

Wettbewerbsfähigkeit des Saarlandes auch als Wirtschaftsstandort und ist als Landesvermögen für 

nachfolgende Generationen zu erhalten. Die Koalition wird daher die Voraussetzungen dafür 

verbessern, dass öffentliche Bauprojekte zeitlich und finanziell möglichst planmäßig realisiert 

werden. 

 

Die Landesregierung strebt dabei eine Verstetigung der für den Bauhaushalt vorgesehenen Mittel 

bis 2019 und eine Verstärkung ab 2020 an. Um bereits in den Jahren 2018 und 2019 in stärkerem 

Umfang vordringliche Bauprojekte realisieren und Sanierungsmaßnahmen angehen zu können, 

sollen Landesgesellschaften bei geeigneten Maßnahmen verstärkt eingebunden werden. 

 

Daneben streben die Koalitionspartner eine Optimierung der Planungs- und 

Genehmigungsverfahren an mit dem Ziel, die Umsetzung beschlossener Bauprojekte zu 

beschleunigen. Dies umfasst unter anderem die Verabschiedung neuer Richtlinien für den Hochbau 

sowie die Überprüfung der einschlägigen Erlasslage sowohl für Dienst- und Fachaufsicht als auch 

für die operative Ebene. 

 

Durch eine Verbesserung des Nachtragsmanagements sollen unerwartete Mehrkosten bei der 

Realisierung von Hochbaumaßnahmen begrenzt und Ansprüche gegenüber Auftragnehmern im 

Falle von Schlechtleistungen wirksamer durchgesetzt werden. 

 

Die Koalitionspartner prüfen zudem eine Zentralisierung und Professionalisierung des 

Liegenschaftsmanagements. Die Gebäude des Landes sollen so effizienter betreut und 

bewirtschaftet werden. 

 

 

Wohnen im Alter 

 

Immer mehr Menschen erreichen ein höheres Lebensalter. Dies ist eine positive Entwicklung, aus 

der sich aber Handlungsnotwendigkeiten für die Wohnraumversorgung ergeben. Dem Wunsch, 

möglichst lange und selbstbestimmt im vertrauten und gewohnten Lebensumfeld zu bleiben, muss 

die Gesellschaft Rechnung tragen. Daher wird das Land gezielt die barrierefreie und barriereredu-

zierende Anpassung von Wohnraum fördern. Dies gilt sowohl für Wohneigentum als auch für 

Mietwohnungen. 
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Wohnraumförderung 

 

Wohnen gehört zur Grundversorgung. Menschen brauchen ausreichenden, guten und bezahlbaren 

Wohnraum. Besonders in den Städten ist die Nachfrage nach kostengünstigen Wohnungen größer 

als das Angebot. Zurzeit werden zu wenige Wohnungen im niedrigen Preissegment gebaut oder 

saniert, die ausreichend Platz für Familien bieten oder barrierefrei ausgestattet sind. Das wollen 

wir ändern. 

 

Finanzielle Förderung kann hierbei nur einer von mehreren wichtigen Aspekten sein. Wir brauchen 

auch Anreize zur Baulandmobilisierung. Hilfreich kann zudem u. a. eine Reduzierung von Vorgaben 

und Standards zur Senkung von Baukosten sein. 

 

Mit dem Bündnis für bezahlbares Bauen und Wohnen haben wir den Wiedereinstieg in den 

sozialen Wohnungsbau gesichert. Um die vorhandenen Förderprogramme optimiert 

zusammenwirken zu lassen, bietet sich eine gebündelte Beratung durch die landeseigene 

Förderbank (SIKB) an, wie sie im Bereich der Wohnraumförderung bereits erfolgt. Wir werden die 

Wirkungen des neuen Förderprogramms überprüfen und optimieren.  
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realisierten zweiten Kammern der Schleusen zwischen Koblenz und Trier einsetzen. Wir erwarten, 

dass der Bund die besondere wirtschaftliche Bedeutung dieser Maßnahme anerkennt und eine 

beschleunigte Realisierung derselben unterstützt. 

 

 

Automobilwirtschaft zukunftsfähig gestalten 

 

Vor dem Hintergrund neuer technologischer Trends, wie der Elektromobilität, der Digitalisierung 

oder dem seriellen 3D-Druck, werden wir Handlungsvorschläge erarbeiten, wie sich die 

saarländische Automobilwirtschaft auch in der nächsten Dekade erfolgreich behaupten und ihre 

herausragende Stellung unter den europäischen Automobilstandorten erhalten und ausbauen 

kann. Wir werden prüfen, mit welchen wirtschafts- und hochschulpolitischen Maßnahmen der 

bevorstehende Strukturwandel flankierend begleitet werden kann. Dabei wird das Bestreben, im 

Saarland erzielte Forschungsergebnisse möglichst schnell in Produkte umzuwandeln, stets im 

Zentrum stehen. 

 

Die Automobilhersteller im Saarland sowie die Zulieferbetriebe der Automobilindustrie stehen 

durch Megatrends wie das autonome und vernetzte Fahren bzw. alternative Antriebsformen vor 

großen Herausforderungen. Insbesondere die mittelständischen Betriebe der Automobilwirtschaft 

müssen frühzeitig für die durch die Digitalisierung entstehenden Innovationspotenziale 

sensibilisiert werden, um die Wettbewerbsfähigkeit der Branche sowie die im Land vorhandenen 

Arbeitsplätze zu sichern. Die Landesregierung wird die hierfür erforderlichen politischen 

Rahmenbedingungen schaffen und die begonnenen Aktivitäten im Dialog mit den Akteuren in 

Wirtschaft und Forschung fortsetzen, um gemeinsam geeignete, flankierende Maßnahmen zu 

entwickeln. 

 

Zugleich ist die Dieselmotorentechnologie ein wichtiger Faktor für eine umweltfreundliche 

Mobilität. Die Arbeitsplätze im Saarland in diesem Bereich dürfen nicht gefährdet, noch dürfen 

Dieselfahrzeugbesitzer benachteiligt werden. Es dürfen keine ideologisch motivierten Fahrverbote 

für Dieselfahrzeuge ausgesprochen werden. 

 

 

Masterplan Industrieflächen 

 

Wir werden den Masterplan Industrieflächen weiterentwickeln. Unter Gesichtspunkten der 

Wirtschaftlichkeit und der Nachhaltigkeit kommt dabei der intelligenten Infrastruktur eine 

besondere Bedeutung zu. Der Schwerpunkt der Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur wird 

in der neuen Legislaturperiode auf der Unterstützung von Gewerbegebietserschließungen für die 

mittelständische Wirtschaft und das Handwerk in kommunaler Trägerschaft liegen. Dabei werden 

wir gute Anbindungen an das Verkehrsnetz sicherstellen und somit attraktiven Raum für neues 

Wirtschaftswachstum schaffen. 
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Daneben streben wir an, auch im Bereich Kohle mindestens einen Standort in Gänze sowie bei den 

weiteren prioritären Standorten einzelne Anlagenteile dauerhaft zu erhalten und in Wert zu setzen. 

Es sollen zukunftsfähige Konzepte entwickelt werden, die auch neue Eigentümerstrukturen 

ermöglichen. All dies wird allerdings ausdrücklich nur unter der Bedingung gelingen, dass die RAG 

und ihre Rechtsnachfolger in gesamtgesellschaftlicher Verantwortung nach dem Ende des 

Bergbaus hierzu einen massiven finanziellen Beitrag leisten. 

 

Im Hinblick auf die übrigen im RAG-Besitz befindlichen Denkmäler werden wir auch Rückbau und 

Abrissoptionen prüfen. 

 

Die Landesregierung hat in Bezug auf eine nachlaufende Verantwortlichkeit des Unternehmens 

eine klare Haltung: Die ehemaligen Montanunternehmen dürfen sich nicht ihrer gesellschaftlichen 

Verantwortung entziehen und die weitere Entwicklung dem saarländischen Steuerzahler 

überlassen. Konzepte und Ideen für die Konversion sollen im zuständigen Landtagsausschuss unter 

Beteiligung der Landesregierung, der Kommunen und der RAG-Stiftung erarbeitet werden. 

 

 

Folgenutzung von Bergbauflächen 

 

Wirtschaftlich tragfähige Projekte für die Folgenutzung von Bergbauflächen wollen wir gemeinsam 

mit dem Bergbau, den Kommunen und potenziellen Investoren identifizieren und in 

überschaubaren Zeiträumen umsetzen. Bezüglich der forstwirtschaftlichen Flächen, der 

Nachfolgelandschaft und der Infrastrukturen des Bergbaus müssen tragfähige Lösungen mit 

regionalem Mehrwert gefunden werden. 

 

 

Modernes Kongress- und Messewesen 

 

Messen und Kongresse sind für saarländische Unternehmen wichtige Foren zur Präsentation ihrer 

Leistungsfähigkeit. Wir wollen die Landeshauptstadt Saarbrücken als überregional bedeutenden 

Messe- und Kongressstandort auf der Basis eines wettbewerbsfähigen Gesamtkonzepts neu 

positionieren. Neben der Optimierung bestehender Kongresse und Messen geht es dabei um die 

Entwicklung neuer Konzepte sowie Messe-, Kongress- und Geschäftsmodelle mit dem Fokus auf 

Fach- und Kongressmessen sowie die Erschließung neuer Märkte, (Leit-)Messen und Kongresse. 

Wir streben an, bis zum Jahr 2019 die konzeptionellen und planungsrechtlichen Voraussetzungen 

zur Stärkung des Kongress- und Messestandortes Saarbrücken zu schaffen. Hierzu bedarf es einer 

Neukonzeption bei Saarmesse GmbH und Congress-Centrum Saar GmbH, welche das 

Veranstaltungsportfolio sowie die Infrastruktur umfasst und durch Maßnahmen privater Investoren 

(Messe- und Kongresshotel) begleitet wird. Diesen Prozess werden wir konstruktiv begleiten und 

den Aufbau neuer Veranstaltungsangebote unterstützen. Auch Hotellerie und Handel erfahren 

durch den Aufschwung des Kongress- und Messetourismus weitere Stärkung. 
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Die Landesregierung vertritt die Auffassung, dass Investitionen in die Congresshalle auf Grund des 

Wegfalls der Saarmesse eine unabdingbare Notwendigkeit darstellen. Diese sollen sich an den 

Bedürfnissen der MICE-Branche orientieren und unter Berücksichtigung der finanziellen 

Rahmenbedingungen des Landes getätigt werden. Wir werden gemeinsam mit Landeshauptstadt 

Saarbrücken die notwendigen Mittel aufbringen, um das neue Messe- und Kongresskonzept im 

Umfeld der Congresshalle umzusetzen. 

 

Im Hinblick auf den Standort der Saarlandhalle wollen wir in diesem Zusammenhang prüfen, 

inwiefern bei der Realisierung des multifunktionalen Sportstadions am Ludwigspark Synergien im 

Event- und Sportbereich genutzt werden können. 

 

Die bestehenden Strukturen des Standortmarketings im Messe- und Kongresswesen werden wir 

mit dem Ziel überprüfen, sie in einer einheitlichen Einrichtung (Convention Bureau) 

zusammenzuführen, an der sich die Saarwirtschaft beteiligen soll.  



 

23 

4 Gute Arbeit für zukunftsfähige Unternehmen 

 

Gute Arbeit ist für zukunftsfähige Unternehmen unabdingbar. Motivierte, leistungsfähige und leis-

tungsbereite Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind für eine gute wirtschaftliche Entwicklung 

und für eine ausgeprägte Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe eine wesentliche Voraussetzung. 

 

Die Landesregierung wird deshalb eine Vielzahl von Maßnahmen auf den Weg bringen, die sowohl 

die positive Entwicklung der Unternehmen als auch das Wohl der Beschäftigten im Blick behält. 

Dementsprechend werden wir in den nächsten Jahren Aktivitäten entfalten, die den Wirtschafts-

standort Saarland gemeinsam mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nach vorne brin-

gen. 

 

 

Mitbestimmung zukunftsfest gestalten 

 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt stellt auch die Sozialpartnerschaft zwischen Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmervertretungen vor neue Herausforderungen. Damit die Beschäftigten den Wandel 

mitgestalten können, sind neue Regeln für bessere Mitbestimmung erforderlich. Denn Mitbe-

stimmung ist gelebte Demokratie in Betrieben und Unternehmen. 

 

Wir werden uns für die Erleichterung der Gründung von Betriebsräten durch bessere Absicherung 

von Betriebsratswahlen gegen Versuche der Beeinflussung oder Behinderung einsetzen und die 

Anwendung des vereinfachten Wahlverfahrens ausweiten sowie den Arbeitnehmerbegriff weiter-

entwickeln. In Anbetracht dessen, dass die Zahl der Leiharbeitskräfte, Werkvertragsarbeitnehmer 

und befristet Beschäftigten in einigen Branchen im Verhältnis zur Kernbelegschaft bereits sehr 

groß ist, wird die Landesregierung alle Initiativen unterstützen, die Unterschiede zwischen Stamm- 

und Randbelegschaften bezüglich bestehender betriebsverfassungsrechtlicher Schutzlücken besei-

tigen. 

 

Im Hinblick auf die Digitalisierung ist zu prüfen, ob eine Ausweitung der Rechte der Betriebsräte 

geboten ist. In diesem Zusammenhang wird geprüft, ob die Mitbestimmung nach dem Drittelbetei-

ligungsgesetz und nach dem Mitbestimmungsgesetz auch in kleineren Unternehmen gelten soll. 

 

 

Gute Arbeit: Leistung fair entlohnen 

 

Das unbefristete und sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis ist für uns der anzu-

strebende Normalfall und nicht die Ausnahme. Die im Zuge des Wandels in der Arbeitswelt ent-

stehenden neuen Arbeitsformen haben erhebliche Auswirkungen auf Arbeitsorganisation, Ar-

beitsabläufe und Arbeitsverfahren. Die Digitalisierung der Arbeitswelt flexibilisiert den Arbeits-

markt. Um Leistung gerecht zu entlohnen, müssen wir eine einseitige Flexibilisierung verhindern 

und die soziale Absicherung gewährleisten. 
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Wir werden uns für die Einrichtung von staatlich abgesicherten Lebensarbeitszeitkonten einsetzen 

und alters- und alternsgerechte Arbeitsmodelle mit dem Angebot einer Ausstiegsberatung für Äl-

tere, Beschäftigte mit hoher Arbeitsbelastung oder gesundheitlich Belastete einsetzen sowie ein 

funktionierendes betriebliches Eingliederungsmanagement gewährleisten. 

 

Wer die ganze Woche arbeitet, braucht am Wochenende Zeit für Familie, Vereine und Erholung. 

Deshalb bleiben wir dabei: Der Acht-Stunden-Tag und der freie Sonntag sind zu schützen. Die ak-

tuellen gesetzlichen Regelungen für den Schutz der Sonn- und Feiertage werden wir erhalten. Dies 

gilt auch für die stillen Feiertage. 

 

Ausreichende Kontrollen der Arbeitsschutzregelungen werden wir sicherstellen. 

 

Aufgrund der Bedeutung der Arbeitsmedizin für die Arbeitswelt der Zukunft wird das Bündnis für 

Arbeits- und Gesundheitsschutz gebeten zu diskutieren, wie der Bereich der Arbeitsmedizin an der 

Universität des Saarlandes unter Wahrung der Hochschulautonomie ausreichend berücksichtigt 

werden kann.  
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Richtung Smart Grids und der Einführung von Smart Metern konkretisiert sich die Digitalisierung in 

der Energiewirtschaft auch zunehmend im Bereich der Smart Home Services. Auf der Basis einer 

hochleistungsfähigen Breitbandinfrastruktur wollen wir mit einer intelligenten Energieversorgung 

neue Wertschöpfungen und Dienstleistungen im Saarland generieren. 

 

 

Mehr Energieeffizienz 

 

Energieeffizienz ist ein zentrales Element einer erfolgreichen Energiewende. Insbesondere die 

Gebäudesanierung bietet noch immer große Potenziale zur Energieeinsparung. Neben der 

Förderung energetischer Sanierung wird die Landesregierung bei landeseigenen Gebäuden eine 

Vorbildfunktion einnehmen. Ziel ist die Einführung eines Energie-Controllings sowie die Nutzung 

von Energieeinspar-Contracting in landeseigenen Gebäuden. 

 

Eine höhere Energieeffizienz braucht weiter eigene Förderprogramme des Landes und 

professionelle Beratungsangebote. Die Bundesförderung für Energieeffizienz werden wir mit einem 

Landesprogramm ergänzen, damit mehr Bundesmittel ins Saarland fließen. Angesichts des hohen 

Bestands an verlustreichen alten Heizkesseln machen wir uns für eine Erhöhung der 

Förderbeiträge des Bundes für einen frühzeitigeren Heizkesselaustausch stark. Mit einem 

Klimaschutzfonds unterstützen wir innovative Ideen und Pilotprojekte. 

 

 

Transparenz und Beteiligung bei der Energiewende 

 

Zur Akzeptanz im Energiesektor gehören transparente Genehmigungsverfahren und die Beteiligung 

aller Betroffenen. Beim Ausbau der erneuerbaren Energien setzen wir auf den Dialog mit 

Bürgerinnen und Bürgern, Kommunen und Verbänden. So wollen wir bei der künftigen 

Einbeziehung von Flächen im öffentlichen Besitz insbesondere die durch die Windenergieanlagen 

bzw. Windparks betroffenen Bürgerinnen und Bürger über das gesetzlich vorgesehene Verfahren 

hinaus früh in die Planungen einbinden und beteiligen. 

 

Wir wollen außerdem, dass die Bürgerinnen und Bürger an der Rendite der Energiewende beteiligt 

werden. Deshalb unterstützen wir Mieterstrommodelle sowie Bürgergenossenschaften und 

Initiativen, die vor Ort die Energiewende mit eigenen Projekten voranbringen wollen. 

 

 

Kommunale Energiewirtschaft 

 

Konkurrenzfähige Stadt- und Gemeindewerke sowie regionale Energieunternehmen leisten einen 

wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit und zum Gelingen der Energiewende. 
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Erinnerungskultur und Traditionspflege im Bergbau 

 

Der Geschichte des Steinkohlenbergbaus und der Bergleute als Teil der Kultur und Tradition des 

Saarlandes werden wir auch in Zukunft angemessen Rechnung tragen. Das Erbe des Bergbaus 

werden wir für kommende Generationen bewahren.  
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Saarbahn 

 

Die Saarbahn ist ein unverzichtbarer Verkehrsträger zur Bewältigung der Verkehrsströme innerhalb 

des Ballungsraumes der Landeshauptstadt und insbesondere zur schnellen Schienenanbindung der 

Gebiete entlang der Trasse bis grenzüberschreitend nach Sarreguemines. Die Sicherung des 

Haltepunktes Sarreguemines wird daher weiterhin ein wichtiger Bestandteil der 

grenzüberschreitenden Verkehrsverbindungen bleiben. 

 

Das Land wird sich im Rahmen des anstehenden Vergabeverfahrens für die Ende 2019 

auslaufenden Verkehrsverträge für einen gemeinsamen Verkehrsvertrag mit der Landeshauptstadt 

sowie für die Beschaffung einer neuen Fahrzeuggeneration einsetzen. Hierbei prüfen wir auch den 

Einsatz alternativer Fahrzeugkonzepte. Das Land beteiligt sich an den durch die Vorhaltung einer 

Schieneninfrastruktur entstehenden systembedingten Mehrkosten im Straßenbahnbereich.  

 

 

Innovative Fahrzeugkonzepte 

 

Gemeinsam mit Verkehrsunternehmen und Fahrzeugherstellern werden wir innovative Konzepte 

für einen umweltfreundlicheren ÖPNV auf der Schiene und der Straße prüfen und ihren Einsatz im 

Saarland unterstützen. In diesem Zusammenhang werden wir ein Förderprogramm zur 

umweltfreundlichen Anpassung der Busflotte an die Herausforderungen der modernen Mobilität 

auflegen, das auch den Anforderungen des ländlichen Raums Rechnung trägt. 

 

 

Nutzerfreundlicher ÖPNV 

 

Wir wollen den ÖPNV noch stärker an den Bedürfnissen der Kunden orientieren. Deshalb 

entwickeln wir den ÖPNV im Saarland durch neue Angebote und die Möglichkeiten der digitalen 

Vernetzung nutzerfreundlich weiter. Zur Gewinnung neuer Kunden und zur Beseitigung von 

Tarifungleichheiten wird die Tarif- und Wabenstruktur grundlegend überarbeitet. 

 

Als erste Maßnahme wird zeitnah ein Kurzstreckentarif eingeführt. Auch die Schaffung eines 

Tickets für Auszubildende und Jugendliche in Freiwilligendiensten unter Einbindung der Wirtschaft 

und Vergünstigungen für Familien werden wir prüfen. Das Erfolgsmodell der Nachtbusse, die 

Nachtschwärmer an den Wochenenden und vor Feiertagen sicher nach Hause bringen, wollen wir 

weiter ausbauen. Frei zugängliches WLAN in Bussen und Bahnen muss Standard werden. 

 

Die Sicherheit der Fahrgäste und des Personals im ÖPNV werden wir gemeinsam mit den 

Verkehrsunternehmen verbessern. Im Interesse der Beschäftigten und der Fahrgäste werden wir 

insbesondere die Einhaltung der Vorgaben von Sozial- und Qualitätsstandards im ÖPNV überprüfen 

und bundespolitische Initiativen für einen fairen Wettbewerb unterstützen. Wir werden den Dialog 

mit der Wirtschaft, den Verbänden und Nutzern über die verkehrspolitischen Entwicklungen im 

Saarland verstärken.  
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Barrierefreier ÖPNV 

 

Mobilität für alle setzt voraus, dass auch alle uneingeschränkten Zugang zum Nahverkehr haben. 

Die Barrierefreiheit im ÖPNV bei der Haltestelleninfrastruktur, den Fahrzeugen und dem 

Informationszugang wird im Rahmen der verfügbaren Mittel deshalb vorrangig umgesetzt. 

 

Das Land erhält als Ersatz für die 2020 auslaufenden Bundeszuweisungen einen höheren Anteil aus 

der Umsatzsteuer. Diesen werden wir in voller Höhe für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

in den Gemeinden zweckgebunden einsetzen. Es ist das Ziel der Landesregierung, möglichst viele 

Bahnhöfe und Haltestellen im Nahverkehr bis zum Jahr 2022 barrierefrei auszugestalten. Dabei 

sollen auch die Wege zu den Haltestellen in den Blick genommen werden, indem in die 

Barrierefreiheit von Gehwegen und Ampeln investiert wird. 

 

 

Verkehrsentwicklungsplan ÖPNV 

 

Bis 2018 erarbeiten wir unter breiter Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern, 

Verkehrsunternehmen, Kammern und Verbänden sowie den Aufgabenträgern einen neuen 

Verkehrsentwicklungsplan für den öffentlichen Personennahverkehr im Saarland. Ziel ist ein 

moderner und kundenfreundlicher Nahverkehr und ein Maßnahmenkatalog zur Umsetzung. Alle 

vorgeschlagenen Handlungsmaßnahmen werden hinsichtlich der Investitions- und Betriebskosten 

mit Hilfe eines Verkehrsmodells bewertet, um Prioritäten festzulegen und sicherzustellen, dass sie 

verkehrlich und wirtschaftlich sinnvoll sind. 

 

 

Standortfaktor Flughafen 

 

Der internationale Verkehrsflughafen Saarbrücken ist für das Saarland ein unverzichtbarer 

Standortfaktor mit besonderer infrastruktureller und regionalwirtschaftlicher Bedeutung. Er leistet 

einen wichtigen Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung für den Wirtschafts-, Wissenschafts- und 

Tourismusstandort Saarland. 

 

Mit den erst jüngst ergangenen positiven Entscheidungen der EU-Kommission im Beihilfe- und 

Notifizierungsverfahren konnte die Zukunft des Flughafens Saarbrücken gesichert werden. Damit 

er seine Position im Markt dauerhaft behaupten kann, werden wir den erfolgreichen 

Konsolidierungskurs fortsetzen, wichtige und notwendige Investitionen umsetzen und ein 

attraktives Linien- und Charterangebot aufrechterhalten. 

 

Dazu muss insbesondere an der Verlässlichkeit der die Linienverbindungen bedienenden 

Luftfahrtunternehmen gearbeitet werden. Ziel muss es sein, verlässliche Verbindungen zu 

zentralen Luftfahrtdrehkreuzen vorzuhalten. Wir werden prüfen, ob ein Ausschreibungsverfahren 

zur Erreichung dieser Ziele beitragen kann. 
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Bildungsfinanzierung 

 

Für die Koalitionspartner bleibt es bei dem Ziel, die Rahmenbedingungen für die Bildung in unse-

rem Land zu verbessern. So ist uns die Bildung unserer Kinder und Jugendlichen mindestens ge-

nauso viel wert wie anderen Bundesländern. 

 

Deshalb arbeiten wir weiter daran, dass das Saarland bei den Ausgaben pro Schüler/-in im bun-

desweiten Vergleich aufsteigt. Wir wollen den Anteil der Ausgaben für Bildung und Wissenschaft 

am Landeshaushalt weiterhin prozentual stärker steigern als den Gesamtetat insgesamt. 

 

Die Lehrkräfteausstattung im Schulwesen ist ein Indikator für die Qualität der Bildungsangebote. 

Wir wollen an allen Schulen ein verlässliches Unterrichtsangebot schaffen. Insbesondere den 

strukturellen Unterrichtsausfall an den Berufsschulen wollen wir weiter reduzieren und die mobile 

Lehrkräftereserve in den einzelnen Schulformen vorhalten. 

 

In diesem Zusammenhang setzen wir uns auch weiterhin für eine Beteiligung des Bundes an den 

Bildungs- und Betreuungsausgaben ein. 

 

 

Frühkindliche Bildung und Betreuung 

 

Kindertageseinrichtungen sind Bildungseinrichtungen. Sie übernehmen nicht nur einen Betreu-

ungs-, sondern auch einen eigenen Erziehungs- und Bildungsauftrag. Sie sollen familienergänzend 

wirken und sich als Lebens- und Lernorte für Kinder sozialräumlich vernetzen. Die weit geöffneten 

Lern- und Entwicklungsfenster der Kinder in den frühen Jahren sollen intensiv genutzt werden. 

Damit schaffen wir mehr Bildungsgerechtigkeit. Unsere Kindertageseinrichtungen leisten zudem 

einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

 

Seit 2012 haben wir die Zahl der Krippenplätze um rund 4.000 kontinuierlich auf rund 6.500 ge-

steigert und sind derzeit bei einer Versorgungsquote von rund 35 Prozent. Die Landesregierung 

wird dafür sorgen, dass die Zahl der Betreuungsplätze bedarfsgerecht weiter ansteigt. 

 

 

Kindergarten 

 

Neben dem Ausbau der U3-Betreuung müssen auch entsprechende Kindergarten-Angebote im 

Ganztagsbereich ausgebaut werden, um eine hohe Anschlussfähigkeit von der Kinderkrippe in den 

Kindergarten zu gewährleisten. Gemeinsam mit den Kommunen werden wir den Ausbau weiter 

vorantreiben. 

 

Dabei wollen wir auch dem zunehmend zeitlich flexiblen Betreuungsanspruch der Eltern Rechnung 

tragen. Der Bereich der Kindertagespflege spielt hier eine wichtige Rolle zur Bedarfsdeckung in der 

frühkindlichen Betreuung.  
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Das Wohl des Kindes steht im Mittelpunkt unserer Bildungspolitik. Unser Schulsystem mit starken 

Grundschulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, Förderschulen und beruflichen Schulen hat den 

Anspruch, der individuellen Förderung und der bestmöglichen Ausbildung gerecht zu werden. In 

der vergangenen Legislaturperiode haben wir gemeinsam in die Qualität und Verbesserung der 

Schulen investiert anstatt Strukturen zu verändern. Dies hat für Schulfrieden gesorgt. Diesen Weg 

wollen wir weitergehen und verstärkt Maßnahmen zur Schulzufriedenheit auf den Weg bringen. 

 

 

Grundschule 

 

Die Grundschule legt den Grundstein für den schulischen Werdegang der Schülerinnen und Schü-

ler. Die Qualität ihrer Arbeit ist daher von herausragender Bedeutung. Die Stundentafel der 

Grundschule soll wie bestehend fortgeführt werden. Gleiches gilt für den verlässlichen Unter-

richtsvormittag. 

 

 

Gleichwertige Wege zum Schulerfolg 

 

Das saarländische Modell mit Gemeinschaftsschule und Gymnasium ermöglicht es Schülerinnen 

und Schülern, entsprechend ihren Neigungen und Begabungen in unterschiedlichen Lernge-

schwindigkeiten alle Abschlüsse zu erzielen. Diese verschiedenen Säulen des Bildungssystems sind 

gleichwertig. 

 

Mit der Einrichtung der Oberstufenverbünde unter Einbindung der Oberstufengymnasien sind wir 

dazu einen weiteren Schritt gegangen. Die Gleichwertigkeit muss auch in Zukunft gesichert wer-

den. Wir überprüfen die Umsetzung auf ihre Praktikabilität hin, beispielsweise was den Einsatz der 

Lehrkräfte an der aufnehmenden Schule betrifft. 

 

 

Gemeinschaftsschulen und Gymnasien 

 

Wir haben die Gemeinschaftsschulen gut aufgestellt und werden sie in ihrer Entwicklung weiter 

stärken. Ihre heterogene Schülerschaft erfordert eine Orientierung an den individuellen Lernvor-

aussetzungen und Lernprozessen. Wir werden dafür sorgen, dass die Gemeinschaftsschulen dieser 

Herausforderung gerecht werden können. 

 

Die Förderung der individuellen Lernentwicklung an Gymnasien haben wir in der vergangenen 

Legislaturperiode verstärkt in den Blick genommen. Insbesondere durch das Projekt für individuel-

le Lernbegleitung (ProfIL) wurde die Unterrichts- und Schulentwicklung im Hinblick auf die indivi-

duelle Förderung vorangetrieben. Die Landesregierung wird sicherstellen, dass die Qualität des 

Fachunterrichts an den Gymnasien weiter gestärkt wird. Dabei legen wir Wert auf ein ausgewoge-

nes Verhältnis von Fördern und Fordern. 
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ErzieherInnenausbildung 

 

Wir werden neue Modelle der ErzieherInnenausbildung prüfen mit dem Ziel, mehr Menschen für 

dieses Berufsfeld zu begeistern und gleichzeitig die hohe Qualität der Ausbildung zu sichern. Wir 

wollen verstärkt Männer für die Erzieherausbildung gewinnen. 

 

 

Schulische Ganztagsangebote 

 

Durch den konsequenten Ausbau schulischer Ganztagsangebote und der damit verbundenen Aus-

weitung individueller Fördermöglichkeiten wird ein wichtiger Beitrag zur Bildungs- und Chancen-

gerechtigkeit im Saarland und zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf geleistet. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Familien von heute ganz unterschiedliche Anforderungen an 

das Betreuungsangebot und die Betreuungszeiten für ihre Kinder haben. Die Wahlfreiheit der El-

tern steht aus diesem Grund für uns im Mittelpunkt. Die Koalitionspartner stehen zu den saarlän-

dischen Halbtags- und Ganztagsschulen sowie zu den gebundenen und freiwilligen Angeboten. 

 

 

Freiwillige und Gebundene Ganztagsschule 

 

Der Ausbau der Freiwilligen Ganztagsschule wurde in den letzten Jahren stetig vorangetrieben. 

Dem gestiegenen Bedarf wurde durch die Bildung zusätzlicher Betreuungsgruppen Rechnung ge-

tragen. Gleichzeitig genießen auch die Angebote im gebundenen Ganztagsunterricht eine steigen-

de Nachfrage bei den Eltern. Am weiteren Ausbau beider Angebote halten wir fest. Der Schwer-

punkt liegt dabei weiterhin im Grundschulbereich, um den Übergang zwischen ganztägigen Be-

treuungsangeboten von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule zu erleichtern. 

 

Um die Städte und Gemeinden sowie die Landkreise bei dieser wichtigen Aufgabe zu unterstützen, 

wird das Landesinvestitionsprogramm zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote 

fortgesetzt. 

 

 

Qualitativ hochwertige Angebote im Ganztagsbereich 

 

Wir wollen Eltern unabhängig von der unterschiedlichen pädagogischen Ausrichtung von Gebun-

denen und Freiwilligen Ganztagsschulen ein qualitativ hochwertiges Angebot machen. Deshalb 

werden wir prioritär dafür sorgen, dass die in den Richtlinien vorgesehenen fünf Lehrerwochen-

stunden pro Gruppe im Nachmittagsbereich personalisiert werden. Für den Ausnahmefall, dass es 

phasenweise Schwierigkeiten mit der Personalisierung gibt, muss den Trägern zur Qualitätssteige-

rung im Nachmittagsbereich vorübergehend der finanzielle Gegenwert als Budget zur Verfügung 

gestellt werden. 
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Ziel ist es darüber hinaus, im Rahmen eines Schulversuchs ein neues Modell für den Nachmittag zu 

erarbeiten. Hierfür wird von der Koalition zeitnah eine Arbeitsgruppe eingesetzt mit dem Ziel, für 

das Schuljahr 2018 / 2019 ein Konzept vorzulegen. Den Modellschulen soll ein Budget (Lehrerwo-

chenstunden und Finanzmittel) zur Verfügung gestellt werden, um ein flexibles und qualitativ 

hochwertiges Angebot zugeschnitten auf ihre Bedürfnisse zu entwickeln. 

 

 

Inklusion 

 

Die Landesregierung möchte eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe aller Schülerinnen 

und Schüler mit und ohne Behinderungen. Dafür braucht es für jedes Kind die bestmögliche Bil-

dung. Förder- wie auch Regelschulen leisten in diesem Sinne wertvolle Arbeit. 

 

Den individuellen sonderpädagogischen Förderbedarfen oder auch Teilleistungsstörungen junger 

Menschen tragen wir ebenso Rechnung wie der Begleitung begabter und hochbegabter Schülerin-

nen und Schüler. Das Wohl des Kindes und seine bestmögliche Förderung bleiben Ausgangspunkt 

unseres bildungspolitischen Handelns. 

 

 

Integrative Kindertagesstätten 

 

Bestmögliche Förderung beginnt schon im frühkindlichen Bereich. Die wertvolle Arbeit der Integ-

rativen Kindertagesstätten werden wir weiter fortsetzen. Gleichzeitig entwickeln sich unsere Kin-

dertagesstätten zu inklusiven Bildungsstätten weiter. 

 

 

Individuelle Förderung 

 

Die öffentlichen Schulen im Saarland sind inklusive Schulen und ermöglichen allen Schülerinnen 

und Schülern einen gleichberechtigten und ungehinderten Zugang. Wesentlicher Bestandteil der 

saarländischen Schulstruktur sind auch künftig die Förderschulen mit ihren jeweiligen Förder-

schwerpunkten. 

 

Über den Besuch einer Regel- oder Förderschule entscheiden grundsätzlich die Erziehungsberech-

tigten. Diese wollen wir künftig besser beraten. Die sonderpädagogische Expertise soll unmittelbar 

beim Kind ankommen. Das Verfahren zur Bewilligung einer sonderpädagogischen Unterstützung 

(AVVsU) soll frühzeitiger und schneller erfolgen. Darum kann das Verfahren zur AVVsU bereits im 

Zusammenhang mit dem Einschulungsverfahren (außer beim Förderbedarf L und beim Förderbe-

darf E) eingeleitet werden. Somit können Kinder von Beginn an optimal unterstützt werden und 

gegebenenfalls kann so auch eine Einschulung an einer geeigneten Förderschule eingeleitet wer-

den. Die AVVsU soll auch in den weiteren Klassenstufen zeitnah erfolgen. 
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Förderschulen 

 

Auch im Bereich der Förderschulen muss die Schulentwicklungsplanung der Entwicklung der Zahl 

der Schülerinnen und Schüler Rechnung tragen. Dies bedeutet auch die Einrichtung weiterer För-

derschulen, um gestiegenen Bedarfen gerecht zu werden. Ziel der Koalitionspartner ist es, dass 

Förderschulen und Regelschulen weiterhin intensiv miteinander kooperieren, um das beste För-

derangebot und die größtmögliche Durchlässigkeit für jede Schülerin und jeden Schüler zu schaf-

fen. 

 

 

Kompetenzzentrum Inklusion 

 

Zur Verbesserung der intensiven und individuellen Förderung der Schülerinnen und Schüler sowie 

zur Begleitung und Beratung der Eltern, der Erzieherinnen und Erzieher, der Lehrkräfte und des 

pädagogischen Personals richtet die Landesregierung ein fachlich unabhängiges Kompetenzzent-

rum Inklusion ein. Damit verbunden ist auch das Ziel, bessere und schnellere Abläufe zu erreichen. 

 

In diesem Kompetenzzentrum sind die Bereiche Eingliederungshilfe, Jugendhilfe und die verschie-

denen sonderpädagogischen Fachbereiche vertreten. Die Landesregierung wird die Ausgestaltung 

und Anbindung des Zentrums unter Einbeziehung wissenschaftlicher Expertise erarbeiten. 

 

 

Vernetzung der Leistungsträger 

 

Die Landesregierung strebt eine stärkere Vernetzung der Leistungsträger an. Hilfs- und Unterstüt-

zungsmaßnahmen sollen identifiziert und nachhaltig im Sinne einer individuellen Förderung der 

Kinder und Jugendlichen eingesetzt werden. Damit beschleunigen wir auch die Umsetzung der 

Maßnahmen. Wir prüfen die Entwicklung eines Modells fachlicher Integrationshelferinnen und 

Integrationshelfer. 

 

 

Begabungsförderung 

 

Auch besonders begabte Kinder und Jugendliche haben ein Anrecht auf adäquate Förderung. Das 

Saarland verfügt mit der Beratungsstelle (Hoch-) Begabung über ein langjährig erprobtes und bes-

tens bewährtes System zur Förderung besonders begabter Schülerinnen und Schüler. Wir werden 

uns dafür einsetzen, dass die geschaffenen Strukturen ausgebaut und die nötigen personellen Vo-

raussetzungen garantiert werden. 
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Integration durch Bildung 

 

Bildung ist für eine erfolgreiche Integration von grundlegender Bedeutung. Wir werden die Schu-

len bei dieser wichtigen gesellschaftlichen Aufgabe nicht alleine lassen und ihnen die notwendigen 

Unterstützungen zur Verfügung stellen. 

 

 

Sprachförderung 

 

Für die Integration ist das Beherrschen der deutschen Sprache eine zentrale Voraussetzung. Dazu 

ist allerdings eine intensive Förderung notwendig. Wir haben die bewährten Sprachförderpro-

gramme ausgeweitet und den aktuellen Bedarfen angepasst. Über alle Schulformen werden wir 

weiterhin qualitative und bedarfsgerechte Angebote der Sprachförderung bereitstellen. Wir wer-

den unsere Lehrkräfte durch Fortbildungsangebote dabei unterstützen, Sprachförderung auch 

unterrichtsintegriert zu betreiben. 

 

 

Begleitung und Betreuung junger Flüchtlinge 

 

Im Zuge der Fluchtmigration stieg die Gesamtheit der BVJ-/BGJ-/BGS-Schülerinnen und -Schüler 

an. Darunter sind zahlreiche junge Geflüchtete. Gerade die soziale Begleitung dieser jungen Men-

schen mit Fluchterfahrung in den Berufsbildungszentren ist dringend notwendig, da sie oft trau-

matisiert, unsicher oder noch nicht ausreichend integriert sind. Zudem ist eine angemessene Be-

treuung in Praktikumsbetrieben erforderlich, um den Weg in die Berufswelt vorzubereiten. 

 

Der Aktionsplan zur Integration Geflüchteter in den saarländischen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 

hat hier erste wichtige Verbesserungen erzielt. Doch auch in den kommenden Schuljahren wird ein 

großer Bedarf an Begleitung und Betreuung bestehen. 

 

 

Herkunftssprachlicher Unterricht 

 

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund verfügen mit den Kenntnissen in ihren Her-

kunftssprachen über zusätzliche Kompetenzen, die wir anerkennen und wertschätzen. Die Beherr-

schung mehrerer Sprachen ist unter dem Aspekt des Fremdsprachenlernens und der Berufsqualifi-

zierung in einer zusammenwachsenden Welt zunehmend wichtig und stellt eine Bereicherung dar. 

 

Den Einsatz von Lehrerinnen und Lehrern aus anderen Ländern in unseren Schulen stellen wir un-

ter die Voraussetzung und Bedingung der Vermittlung von Inhalten auf der Basis und im Sinne un-

serer freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Deshalb bedarf es einer Novellierung der dem 

herkunftssprachlichen Unterricht zugrunde liegenden Verordnung. 
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Allgemeine und politische Weiterbildung 

 

Der gesellschaftliche Wandel schreitet voran, Menschen jeden Alters müssen durch ein umfassen-

des wohnortnahes Angebot Zugang zu Bildungsangeboten erhalten. Allgemeine Weiterbildung 

bietet die Chance auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Wir fördern daher lebenslanges Ler-

nen und demokratische Teilhabe. Dabei setzen wir auf die enge Zusammenarbeit von Volkshoch-

schulen, kirchlicher Erwachsenenbildung und anderer Weiterbildungsträger, unter anderem in den 

Themenfeldern Digitale Medien, Gesundheit und Sprachenlernen. Sie bieten den Ort für den fach-

lichen und gesellschaftlichen Austausch mit anderen. 

 

 

Grundbildung 

 

Grundbildungskompetenzen sind Voraussetzung dafür, soziale, gleichberechtigte Teilhabe zu er-

möglichen. Dabei geht es nicht nur um Fähigkeiten im Lesen und Schreiben; auch mathematische, 

digitale, kulturelle, musische und gesundheitliche Grundkompetenzen sind notwendig. Gemein-

sam mit dem Bund und den Ländern hat das Saarland eine Dekade der Alphabetisierung und 

Grundbildung Erwachsener ausgerufen. Wir haben einen Grundbildungspakt beschlossen und 

zehn Grundbildungszentren eingerichtet. Wir werden Grundbildung zu einem Schwerpunktthema 

der nächsten Jahre machen und darauf hinwirken, dass Betroffene Grundbildungsangebote wahr-

nehmen können. 

 

 

Politische Bildung 

 

Politische Bildung ist ein wichtiger Beitrag zur Demokratisierung und Vielfaltsförderung. Wir erar-

beiten eine Konzeption, um mit Programmen extremistischen und demokratiefeindlichen Tenden-

zen entgegenzuwirken. Dafür werden wir die Landeszentrale für politische Bildung im Landesinsti-

tut für Pädagogik und Medien und das Landesinstitut für präventives Handeln stärken. Auf diese 

Weise fördern wir Demokratieerziehung in der Schule und in der Zivilgesellschaft. Organisationen 

und Verbände unterstützen wir in ihrer Arbeit.  
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Ausdruck eines gesellschaftlichen Bedarfs ist es unter anderem, dass zunehmend 

Studieninteressierte ihr Studium mit einer Berufstätigkeit kombinieren oder in Teilzeit studieren 

möchten. Die Hochschulen haben hierzu in der Vergangenheit bereits eine Reihe von Angeboten 

geschaffen, diese Flexibilisierung soll künftig auf weitere Angebote ausgedehnt werden. Hierzu 

gehört auch die Digitalisierung der Lehre und diesbezügliche Forschungsvorhaben. Deswegen wird 

von den Hochschulen erwartet, dass sie zeitnah jeweils eine hochschulumfassende 

Digitalisierungsstrategie erarbeiten und umsetzen, die insbesondere Lehre, Weiterbildung, 

Forschung und Technologietransfer sowie Serviceangebote für Studierende umfasst. Die 

Koalitionspartner sehen darin auch ein zusätzliches Instrument der Kooperation und Vernetzung 

mit den Hochschulen in der Großregion zur flankierenden Unterstützung der Mobilität der 

Studierenden. Die Landesregierung wird sich für eine Bundesförderung der Hochschulen bei der 

Digitalisierung einsetzen. Ein besonderes Anliegen der Koalitionspartner ist, dass künftig noch 

mehr Studierende qualitätsgesichert zu einem erfolgreichen Abschluss geführt werden; dies durch 

gezielte Maßnahmen in Studienstruktur und Lehre sowie durch Weiterentwicklung des 

umfangreichen Beratungsangebotes der Hochschulen. Dieses Beratungsangebot soll auch 

Studierende in den Blick nehmen, die ihr Studium nicht zu Ende führen möchten oder können. Sie 

sollen unterstützt werden, auch mit Blick auf die ausbildungszeitverkürzende Anerkennung bereits 

erbrachter Studienleistungen. Um die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer 

Bildung zu stärken, soll gleichzeitig der Zugang über eine duale Ausbildung in der Praxis umgesetzt 

und weiterentwickelt werden. 

 

Die Koalitionspartner stehen zu den Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit den Hochschulen. 

Zusätzlich zu den dort getroffenen Aussagen verständigen sich die Koalitionspartner darauf, dass 

die Aufnahmekapazität im Studiengang Soziale Arbeit an der htw erweitert werden soll. Wie in den 

Ziel- und Leistungsvereinbarungen festgelegt, werden die hierzu erforderlichen Mittel zusätzlich 

durch das Land bereitgestellt. Analog gilt dies für neue Angebote im Rahmen der Akademisierung 

bisheriger Ausbildungsberufe. 

 

Die Koalitionspartner würdigen das Engagement der Deutschen Hochschule für Prävention und 

Gesundheitsmanagement sowie der Berufsakademien im Saarland, die das Leistungsspektrum im 

tertiären Bereich mit privaten Angeboten ergänzen. 

 

 

Wissenschaftliche Weiterbildung 

 

Mit ihren Aktivitäten in der wissenschaftlichen Weiterbildung leisten die Hochschulen einen 

wichtigen Beitrag zur Fachkräftesicherung im Land. Universität und htw haben jüngst ein 

gemeinsames akademisches Weiterbildungszentrum gegründet, um ihre Angebote in diesem 

Bereich zu bündeln und organisatorisch effektiver zu flankieren sowie neue zu entwickeln und zu 

vermarkten. Die Koalitionspartner begrüßen nachdrücklich das Engagement der Hochschulen in 

diesem Bereich sowie ihre Offenheit, weitere Hochschulen und andere Partner einzubinden. Sie 

werden die Entwicklung des akademischen Weiterbildungszentrums weiterhin positiv begleiten.  
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Ausland erworbene Hochschulzugangsberechtigung den entsprechenden deutschen Abschlüssen 

nicht gleichwertig ist, können künftig an den saarländischen Hochschulen nach einer 

Eignungsfeststellung studieren. Die Koalitionspartner werden die Hochschulen bei der Gestaltung 

der Studieneingangsphase für diese Studienbewerber unterstützend begleiten. Wir werden prüfen, 

für Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge, deren Zeugnisse auf der Flucht 

abhandengekommen sind, analog zu den bereits existierenden Möglichkeiten in den MINT-Fächern 

auch in weiteren Fächern einen Zugang durch einen Eignungstest zu eröffnen. Wir unterstützen die 

Hochschulen darin, weiterhin besonders viele gemeinsame Studienangebote mit Hochschulen im 

Ausland anzubieten. Frankreich wird dabei auch künftig eine besondere Rolle einnehmen. Gerade 

dass junge Menschen Europa und Internationalität erleben und leben, ist die beste Investition für 

ein friedliches geeintes Europa.  

 

 

Technologietransfer und Existenzgründung aus der Forschung 

 

Wir wollen die Technologietransferaktivitäten aus der Wissenschaft weiter unterstützend begleiten. 

Auch Existenzgründungen aus Wissenschaft und Forschung schaffen Arbeitsplätze und leisten 

einen wichtigen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der saarländischen Wirtschaft. Wir werden die 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen in ihren Maßnahmen zur Existenzgründungsförderung 

weiter unterstützen. Den Fokus richten wir dabei noch intensiver auf innovative, 

technologieorientierte Gründungen. Außerdem legen wir in der Existenzgründungsförderung aus 

der Wissenschaft verstärkt Wert darauf, dass saarländische Innovationen auch im Saarland 

Arbeitsplätze schaffen. 

 

Als Einrichtung der Unternehmensbestandspflege ist saaris die gemeinsame operative Plattform 

von Landesregierung und Saarwirtschaft. Dabei wird saaris eng mit den Einrichtungen zur 

Förderung des Technologietransfers an den saarländischen Hochschulen, aber auch mit der 

saarländischen Beratungs- und IT-Wirtschaft zusammenarbeiten.  

 

 

Außeruniversitäre Forschung 

 

Die Hochschulen sind eingebettet in ein wissenschaftliches Umfeld mit leistungsfähigen 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Diese bilden gemeinsam mit den Hochschulen eine 

wichtige Basis für den Wissenschafts- und Innovationsstandort Saarland. Die Koalitionspartner 

werden auch künftig die Weiterentwicklung der außeruniversitären Einrichtungen, deren 

Profilbildung und Vernetzung mit den Hochschulen am Standort unterstützend begleiten. 

 

Es ist zu begrüßen, dass es gelungen ist, den Bund und die Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) dafür zu 

gewinnen, unter Einbezug des derzeit noch inneruniversitären CISPA für die Thematik 

Cybersicherheit ein HGF-Zentrum am Campus Saarbrücken aufzubauen. Dabei ist über eine 

Kooperation mit der universitären und außeruniversitären Informatik am Standort hinaus auch 

eine interdisziplinäre Kooperation mit anderen universitären Fächern angestrebt. Die seitens des 
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Die Koalitionspartner bekennen sich zu Forschung und Lehre im Klinikum. Sie werden eine Prüfung 

veranlassen mit dem Ziel, dass der seit langem eingefrorene Landeszuführungsbetrag für 

Forschung und Lehre im Universitätsklinikum des Saarlandes ab 2020 erhöht wird.  

 

In den letzten Jahren sind viele neue Gebäude an den Hochschulen entstanden, andere aufwändig 

saniert worden. Die Koalitionspartner sind sich bewusst, dass es gleichwohl einen Sanierungsstau 

gibt, und werden deswegen in der kommenden Legislaturperiode einen Schwerpunkt zur 

Verbesserung der Infrastruktur auch der Hochschulen setzen.  

 

Um eine Grundlage zu haben, wie der Sanierungsstau an den Hochschulen systematisch und 

schrittweise abgebaut werden kann, sollen Campusentwicklungsplanungen für die Standorte 

Saarbrücken und Homburg der Universität des Saarlandes sowie Alt-Saarbrücken der htw 

beauftragt werden. Besonders dringliche Maßnahmen werden im Rahmen der finanziellen 

Möglichkeiten parallel zu diesen Aktivitäten geplant und umgesetzt. Die Entwicklung des Campus 

Alt-Saarbrücken soll zügig weiter vorangetrieben werden, damit in einem ersten Schritt der 

dringend erforderliche Ersatzneubau für die Ingenieurwissenschaften entstehen kann. 

 

 

Bund-Länder-Zusammenarbeit 

 

Das Land wird mit Blick auf den Hochschulbau kraftvolle eigene Anstrengungen übernehmen, sich 

aber gleichzeitig auf Bundesebene für ein Bund-Länder-Programm Hochschulsanierung stark 

machen. 

 

Sofern auf Bundesebene neben der direkten staatlichen Forschungsförderung eine indirekte 

Förderung im Bereich der Steuergesetzgebung beabsichtigt ist, werden die Koalitionspartner diese 

Initiative im Lichte der zu erwartenden wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen auf das 

Saarland bewerten und sich entsprechend positionieren. 

 

 

Strategische Planungen zur Hochschulentwicklung 

 

Die Koalitionspartner sind sich darüber einig, dass für alle staatlichen Hochschulen im Saarland 

eine Landeshochschulentwicklungsplanung zu erstellen und regelmäßig fortzuschreiben ist, damit 

alle Hochschulen synchron Planungssicherheit haben.  

 

Wir wollen zudem die Studierenden durch einen festen Sitz im erweiterten Präsidium stärker an 

strategischen Planungen zur Hochschulentwicklung beteiligen.  
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Universitätsklinikum des Saarlandes 

 

Wir streben die Modernisierung der Leitungsstrukturen im Universitätsklinikum des Saarlandes an, 

insbesondere durch die Stärkung der Stellung des Aufsichtsrates bei der Frage der Auswahl der 

Vorstandsmitglieder. 

 

Um die Repräsentanz der Beschäftigten im Aufsichtsrat des Universitätsklinikums zu stärken, soll 

im Falle einer etwaigen Verhinderung des ordentlichen Mitglieds eine Vertretung, die ebenfalls von 

den Beschäftigten gewählt wird, im Aufsichtsrat ermöglicht werden. 

 

 

Studienstiftung Saar 

 

Die Studienstiftung Saar hat sich seit ihrer Gründung durch die Landesregierung im Jahr 2009 

positiv entwickelt. Über ihr ursprüngliches Portfolio hinaus entwickelt sie zahlreiche Aktivitäten 

und arbeitet nicht nur mit dem Wissenschafts-, sondern auch mit dem Bildungs- und dem 

Wirtschaftsressort erfolgreich zusammen. Die Koalitionspartner streben an, die Studienstiftung 

institutionell durch die Zuwendung finanzieller Mittel oder durch Zur-Verfügung-Stellen von 

Personal zu gleichen Teilen durch die drei genannten Ressorts zu fördern. 

 

 

Studentenwerk 

 

Wir wollen, dass die besonderen sozialen Leistungen, wie sie derzeit das Studentenwerk 

insbesondere der Universität anbietet, von allen Studierenden wahrgenommen werden können. 

Damit dies nachhaltig erfolgen kann, wollen wir die erforderlichen Rahmenbedingungen schaffen.  
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talisierungsstrategie wird die Koalition gegebenenfalls im Hinblick auf deren wachsende Bedeu-

tung die Saarländische Landesbeauftragte bzw. den Saarländischen Landesbeauftragten für Daten-

schutz und Informationsfreiheit aufgaben-, bedarfs- und ausgabenorientiert besser ausstatten. 

Damit werden wir eine frühzeitige Einbeziehung der bzw. des Landesbeauftragten ermöglichen, 

deren Beratungsaufgaben stärken, das Vertrauen und die Akzeptanz der Bevölkerung in Digitalisie-

rung von Verwaltung und Wirtschaft fördern. 

 

 

Breitbandausbau als Motor der Digitalisierung 

 

Leistungsfähige Internetzugänge mit Breitbandqualität sind heute so wichtig wie früher ein Eisen-

bahnanschluss. Die im statistischen Mittel bereits gute Versorgung mit guten Internetzugängen 

darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass es immer noch weniger gut aufgestellte Gebiete gibt. Die 

Koalitionspartner werden deshalb den Ausbau vorantreiben, um unsere Dörfer und Städte und vor 

allem unsere mittelständischen Betriebe und unsere Schulen mit schnellem Internet zu versorgen. 

Dabei wird die Landesregierung mit öffentlichen Mitteln zielgenau unterstützen. 

 

 

Gigabit-Gesellschaft 

 

Die Digitalisierung erfordert allerdings noch viel schnellere Bandbreiten. Wir werden deshalb im 

Saarland die Voraussetzungen für eine Gigabit-Gesellschaft schaffen. Das Zusammenwachsen von 

Festnetz und Mobilfunk (Konvergenz), die Gestaltung softwaregesteuerter Netzarchitekturen 

durch zukunftsfähige Technologieansätze und Netze wie 5G, die Entwicklung gemeinsamer Stan-

dards und Plattformen sowie die Datensicherheit sind nur einige Elemente, die hier bearbeitet 

werden müssen. Damit wollen wir mittelfristig den möglichst flächendeckenden Zugang zu Gi-

gabit-Netzen schaffen, die Download- und Upload-Geschwindigkeiten von 1.000 Mbit/s bereitstel-

len. 

 

Diese Landesstrategie soll eingebunden sein in die digitalen Strategien des Bundes. Flankierend 

werden wir die Einrichtung freier WLAN-Angebote fördern, um auch im öffentlichen Raum einen 

niedrigschwelligen Zugang zur Breitbandanbindung zu ermöglichen.  

 

 

Digitalisierung in der Wirtschaft 

 

Die saarländische Wirtschaft wird zunehmend digital. Ihre Wettbewerbsfähigkeit und ihr Erfolg 

hängen maßgeblich von einer leistungsfähigen digitalen Infrastruktur und der Nutzung digitaler 

Potenziale in Wirtschaft und Gesellschaft ab. Die digitale Infrastruktur und die dazugehörigen In-

formations- und Kommunikationsdienste werden von Unternehmen mit großem Engagement und 

beträchtlicher Innovationsdynamik aufgebaut und betrieben. 
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Darüber hinaus forcieren wir das ehrenamtliche Engagement aktiver Senioren. Wir wollen 

Kooperationen und Vernetzungen erweitern und insbesondere zusätzliche kommunale 

Seniorenbeiräte in Zusammenarbeit mit dem Landesseniorenbeirat aufbauen. 

 

 

Faire Rente: Mit gerechten Renten Armut verhindern 

 

Die Koalitionspartner erachten es als ihre Pflicht, sich auf Bundesebene für eine auskömmliche 

Rente für all diejenigen einzusetzen, die über Jahrzehnte hinweg gearbeitet haben. Die 

Sicherstellung einer Rente, die die gesamte Lebensleistung der Menschen einschließlich 

Erziehungs- und Pflegezeiten würdigt, ist zudem ein wesentlicher Baustein im Kampf gegen 

Altersarmut. 

 

Im Saarland sind im Besonderen Frauen und Erwerbsgeminderte aufgrund niedriger Renten von 

Altersarmut bedroht. Die Landesregierung wird daher eine eigene Bundesratsinitiative für eine 

Änderung des Alterssicherungssystems auf den Weg bringen und alle Initiativen unterstützen, die 

zu einer fairen Rente beitragen. 

 

Wir wollen mit einer Reform des Rentensystems dafür sorgen, dass die Rente vor Altersarmut 

schützt und den Lebensstandard sichert. Auch über das Jahr 2030 hinaus bedarf es für die 

Beitragszahler der Gewissheit, dass die gesetzliche Rente ein verlässliches Rentenniveau erhält. Bei 

der Reform der Rente sollen Zeiten der Familienarbeit, wie Kindererziehung oder Pflege, eine 

bessere Anerkennung erfahren. Eine Flexibilisierung von Arbeitsmöglichkeiten auch über das 

reguläre Renteneintrittsalter hinaus muss selbstbestimmt und an das individuelle 

Leistungsvermögen angepasst gestaltet werden. Die bestehenden Möglichkeiten einer Flexi-Rente 

sind daher weiterzuentwickeln. 

 

Eine individuelle Flexibilisierung des Renteneintritts darf nicht zu einer Anhebung des 

Renteneintrittsalters für alle führen. Wir wollen auch Selbstständige ohne Altersabsicherung in 

Versorgungseinrichtungen vor Altersarmut schützen und sie in die Rentenversicherung 

einbeziehen. 

 

 

Pflegestützpunkte ausbauen 

 

Wir fördern den Ausbau der Pflegestützpunkte zu Kompetenzzentren für die ambulante und (teil-) 

stationäre Versorgung im Bereich Pflege. Insbesondere die Vernetzung zwischen den regional 

tätigen Leistungserbringern sowie die Kooperation mit Kommunen, Kliniken und niedergelassenen 

Ärzten werden durch Initiativen des Landes vorangetrieben. Unser Ziel ist die verstärkte 

Inanspruchnahme der Pflegestützpunkte. 
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Die Koalitionspartner werden sich zudem auf Bundesebene für mehr Familienfreundlichkeit 

einsetzen. Dazu zählen die Weiterentwicklung des Ehegatten- zum Familiensplitting, die verstärkte 

Anerkennung der Familienarbeit in den sozialen Sicherungssystemen sowie die Ermöglichung einer 

Familienarbeitszeit für Eltern und pflegende Angehörige. Wir streben die Zusammenführung der 

Familienleistungen in einer Familienkasse an, wobei entsprechende Ansprechpartner im Saarland 

verbleiben müssen. 

 

 

Bundesteilhabegesetz umsetzen 

 

Menschen mit Behinderung müssen die gleichen Chancen und Teilhaberechte haben, die alle 

Menschen ganz selbstverständlich in Anspruch nehmen. Daher werden wir die individuelle 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen verbessern. Die Umsetzung des 

Bundesteilhabegesetzes (BTHG) wollen wir so gestalten, dass die Inanspruchnahme von Leistungen 

unbürokratisch erfolgt. Das neue Gesamtplanverfahren wird unter aktiver Beteiligung der 

Betroffenen und der Leistungserbringer erfolgen. 

 

Zudem werden wir die Hilfeplanung durch technische Unterstützung verbessern, 

trägerunabhängige Beratungsangebote etablieren und die Inanspruchnahme des Persönlichen 

Budgets erhöhen. Wir werden neue Wohn- und Betreuungsformen schaffen. Zudem wird die 

Landesregierung Gastfamilienprogramme entsprechend der Consens-Studie ausbauen und die 

Angebote für seelisch behinderte Menschen nach dem Ifas-Gutachten weiterentwickeln. Zur 

Vermeidung von Verwaltungsaufwand und Doppelstrukturen werden wir mit den Landkreisen und 

dem Regionalverband Saarbrücken Regelungen zur Finanzierung der Sach- und Fachleistungen 

abstimmen. 

 

 

Novelle des Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes 

 

Das Diskriminierungsverbot ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die unter anderem die 

Bereiche Bildung, Barrierefreiheit im Wohnungsbau, barrierefreie Mobilität und Zugang zu 

öffentlichen Gebäuden sowie inklusives Arbeiten umfasst. Die Umsetzung dieser Ziele werden wir 

im Rahmen einer Novellierung des Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes (SBGG) 

gemeinsam mit Betroffenen, ihren Vertretungen und Verbänden diskutieren. Bei der Novelle des 

SBGG werden wir die Wahl der Landesbeauftragten / des Landesbeauftragten für Menschen mit 

Behinderungen durch den Landtag mit einer Amtszeit von fünf Jahren als unabhängige, 

hauptamtliche Stelle einführen. Die / der Landesbehindertenbeauftragte wird als Stabsstelle 

organisatorisch an den saarländischen Landtag angegliedert. 
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Neue Teilhabechancen im Bereich der öffentlichen Verwaltung 

 

Barrierefreie Präsentationen sowie die barrierefreie Formulierung und Erstellung von 

Textdokumenten beispielsweise in leichter Sprache in der öffentlichen Verwaltung sind wichtige 

Bausteine zur Weiterentwicklung der Inklusion im Saarland. Zur Umsetzung bedarf es der 

Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Landesverwaltung. Auf kommunaler 

Ebene regen wir die Umsetzung von barrierefreien Textdokumenten an und unterstützen solche 

Vorhaben. 

 

Mit einer Änderung der Geschäftsordnung der Landesregierung schaffen wir die Voraussetzung 

dafür, dass alle Gesetzesvorhaben auf ihre Auswirkungen für Menschen mit Behinderung überprüft 

werden. 

 

Wir unterstützen den Ausbau der Dolmetscherzentrale Saarland zur Sicherung von 

Teilhabechancen von hörgeschädigten und gehörlosen Menschen. 

 

 

Unabhängige Monitoringstelle UN-Behindertenrechtskonvention 

 

Die erfolgreiche Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Saarland bedarf einer 

regelmäßigen Evaluation, um Lücken zu erkennen und zu schließen. Wir beauftragen das Deutsche 

Institut für Menschenrechte in Berlin damit, als unabhängige Monitoringstelle im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention für das Saarland zu fungieren. Die bisherige Arbeit der / des 

Landesbehindertenbeauftragten und Landesbehindertenbeirats wird damit aufgewertet. Die 

Monitoringstelle wird gemeinsam mit der / dem Landesbehindertenbeauftragten und dem 

Landesbehindertenbeirat einmal in der Legislaturperiode einen Monitoringbericht erstellen. In 

diesem werden Defizite bezüglich der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention aufgezeigt 

und Lösungsansätze formuliert. 

 

 

Einsatz für mehr Barrierefreiheit 

 

Die Landesregierung setzt sich für barrierefreie Zugänge, Arbeitsplätze und Räumlichkeiten in der 

saarländischen Landesverwaltung ein. Darüber hinaus unterstützen wir die Barrierefreiheit 

beispielsweise in den Bereichen Mobilität und Bauen. Wir treiben den barrierefreien Ausbau von 

Bushaltstellen, Bahnhöfen oder Haltepunkten weiter voran. Dabei müssen alle 

behinderungsspezifischen Barrieren beachtet werden. Die Koalitionspartner setzen sich dafür ein, 

in den Ausbildungsplänen der Bauberufe das Thema barrierefreies Bauen nachhaltig zu etablieren. 
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Vor dem Hintergrund zunehmender Regulierung ehrenamtlicher Tätigkeiten wird die saarländische 

Landesregierung gemeinsam mit Akteuren aus diesem Bereich eine Task Force gründen. Diese wird 

Lösungsansätze erarbeiten, um Regulierung und Bürokratie im Bereich des Ehrenamtes zu 

reduzieren. 

 

 

Integration fördern, Teilhabe schaffen 

 

Die verstärkte Zuwanderung aus Kriegs- und Krisengebieten in unser Land ist mit einer 

humanitären Verpflichtung verbunden, die die Bereitstellung von medizinischen und sozialen 

Hilfsstrukturen erfordert. Neben Unterbringung, Versorgung und Betreuung muss auch die 

Integration der Menschen in Gesellschaft, Arbeitsmarkt, Sprache und Kultur gefördert werden. 

 

Gemeinsam mit den zuständigen Behörden, Verbänden, Kommunen sowie Bürgerinnen und 

Bürgern werden wir hierfür flächendeckende und bedarfsgerechte Angebote auch für Sprachkurse 

aller Niveaustufen schaffen. Insbesondere sollen Begegnungsangebote, Möglichkeiten der 

politischen Bildung und Weiterbildung sowie des ehrenamtlichen Engagements von und für 

Flüchtlinge geschaffen werden. 

 

 

Koordinierungs- und Steuerungsmodell für die Integration 

 

Mit einem Gutachten werden wir Abläufe, Koordinierungs- und Umsetzungsdefizite sowie 

Integrationserfolge im Saarland untersuchen. Ebenso ermitteln wir damit Angebote und 

Schnittstellen der Akteure im Bereich der Integration. Unser Ziel ist es, Handlungsempfehlungen 

mit den Akteuren zu entwickeln. Auf dieser Basis erarbeiten die Koalitionspartner ein 

landespolitisches Koordinierungs- und Steuerungsmodell für die Integration. Hieraus soll einmal in 

der Legislaturperiode ein Integrationsbericht vorgelegt werden. Die federführende Zuständigkeit 

für die Integration soll im Sozialministerium gebündelt werden. 

 

 

Individuelle Betreuung und Unterbringung unbegleiteter minderjähriger Ausländer (umA) 

 

Unterbringung, Betreuung und Integration der unbegleiteten minderjährigen Ausländer (umA) 

werden auf der Grundlage der Jugendhilfe bedarfsgerecht weiterentwickelt. Bei der Gruppe der 

umA, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, wollen wir verstärkt auf betreutes Wohnen und 

ambulante Jugendhilfeleistungen setzen. Der individuelle Rechtsanspruch auf 

Jugendhilfeleistungen bleibt davon unberührt. Weiterhin streben wir eine deutlich 

kostenoptimierte und verbesserte Struktur der Hilfen unter Einbeziehung aller Partner an, die den 

individuellen Erfordernissen der umA Rechnung trägt. 
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an das Krebsregister prüfen wir weitere Evaluationsprojekte im Bereich der statistischen Erfassung 

von Krankheitsursachen, deren Ergebnisse wir in einem Register festhalten wollen. 

 

 
Gesetzliche Krankenversicherung paritätisch finanzieren 

 

Gesundheits- und Pflegekosten sollen paritätisch finanziert und Mehrkosten sowie 

Kostensteigerungen nicht mehr einseitig von der Arbeitnehmerseite getragen werden. 

 

 

Neuausrichtung der Drogen- und Suchthilfe 

 

In der Drogen- und Suchthilfe haben Prävention und Beratung Vorrang. Daneben gehört aber auch 

die effektive Hilfe für Betroffene und deren Angehörige. Daher wird die Druckraumverordnung 

angepasst, damit Methadonsubstituierte künftig den Druckraum des Drogenhilfezentrums (DHZ) 

nutzen können. Die psychosoziale Beratung von Familien Suchtkranker und Substituierter wird die 

Landesregierung absichern und ausbauen. Im Wege eines Modellprojektes zur Notfalltherapie soll 

die Naloxonvergabe ermöglicht und anschließend evaluiert werden. Die Koalitionspartner werden 

die Angebote der Suchthilfe zusammenführen, die zentralen und dezentralen 

Versorgungsstrukturen anpassen und die Hilfsangebote weiterentwickeln. Wir werden in diesem 

Zusammenhang die Einrichtung eines festen Treffpunkts für Substituierte in Saarbrücken (bspw. als 

Werkstatt mit Qualifizierungs- und Beschäftigungsangeboten) als tagesstrukturierendes Angebot 

durch einen in der Suchthilfe erfahrenen Träger prüfen.  
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Das zum Erhalt der dauernden Leistungsfähigkeit unserer Städte und Gemeinden notwendige Ziel 

der Haushaltsverbesserung soll mit den jeweiligen Anforderungen an die aktuelle 

Handlungsfähigkeit der Kommunen in Einklang gebracht werden. Ziel einer entsprechenden 

Prüfung soll es sein, zu klären, inwieweit bei der Ausgestaltung der kommunalen Schuldenbremse 

Erleichterungen zugunsten laufender Aufwendungen in einzelnen Tätigkeitsfeldern wie der Bildung 

oder dem kommunalen Ordnungsdienst vertretbar sind. 

 

Die Landesregierung wird unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände den Kommunalen 

Finanzausgleich evaluieren und erforderliche Anpassungen in der Verteilung prüfen. Hierbei sollen 

Sondersituationen von Kommunen in den Fokus genommen werden. 

 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage wird der Umlagesatz der Gewerbesteuer mit Beginn des 

Jahres 2020 sinken. Die Landesregierung wird weder landesrechtliche Maßnahmen ergreifen, um 

den Gewerbesteuerumlagesatz wieder anzuheben, noch die Schaffung einer entsprechenden 

bundesrechtlichen Regelung unterstützen. 

 

Die Landesregierung prüft Möglichkeiten, die Erhebung wiederkehrender Straßenausbaubeiträge 

auszudehnen. 

 

Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände leisten in vielfältigen Bedarfslagen Unterstützung für 

eine angemessene Lebensführung. Die sich wandelnden wirtschaftlichen Verhältnisse und 

Bevölkerungsstrukturen erfordern hohe Aufwendungen insbesondere im Sozialbereich und bei der 

Jugendhilfe. Die Landesregierung wird sich deshalb dafür einsetzen, dass sich der Bund stärker an 

den Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern beteiligt. 

 

 

In die Zukunft investieren 

 

Um die Zukunftsfähigkeit der saarländischen Kommunen auch weiterhin zu gewährleisten, sind 

nachhaltige Investitionen in die Infrastruktur, insbesondere im Bereich Bildung, unabdingbar. Vor 

diesem Hintergrund wird die saarländische Landesregierung die Finanzhilfen zur Verbesserung der 

Bildungsinfrastruktur finanzschwacher Kommunen zielgerichtet, bedarfsorientiert und 

ungeschmälert (1:1) an diese weitergeben. Sollte der Bund weitere Maßnahmen zur Unterstützung 

der Kommunen auflegen, wird entsprechend verfahren. 

 

Auch durch die Städtebauförderung wird die Landesregierung die Kommunen darin unterstützen, 

städtebauliche und funktionale Missstände zu beseitigen sowie nachhaltige Strukturen und eine 

integrierte ganzheitliche Stadtentwicklung umzusetzen. Daher wird die Landesregierung 

spätestens ab dem Jahr 2020 den Kofinanzierungsanteil des Landes zur Städtebauförderung des 

Bundes aus Landesmitteln voll erbringen.  
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In diesem Zusammenhang gilt es außerdem, die Kontaktaufnahme zwischen Behörden und 

Bürgerinnen und Bürgern weiter zu verbessern. Daher möchte die Landesregierung die Einführung 

einer sogenannten Online-Wache prüfen.  

 

 

Wohnungseinbruchkriminalität 

 

Der Kampf gegen Wohnungseinbruch soll weiter verstärkt und die Aufklärungsquote erhöht 

werden. Neben dem Zuschussprogramm der KfW soll ein eigenes Förderprogramm des Landes 

geprüft werden. Darüber hinaus soll die gute Präventivarbeit der saarländischen Polizei auch 

weiterhin intensiviert und das Beratungsangebot für die Bürgerinnen und Bürger noch ausgebaut 

werden.  

 

 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

 

Das Saarland als Teil der Großregion und im Mittelpunkt von Europa möchte die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Polizeibereich beibehalten und auch fortentwickeln. 

Insbesondere die Stärkung und Ausweitung des Gemeinsamen Zentrums der Polizei- und 

Zollzusammenarbeit (GZ) in Luxemburg steht im Fokus der Fortentwicklung der Kooperationen. 

 

 

Verfassungsschutz 

 

Gemeinsam mit der saarländischen Polizei leistet der Verfassungsschutz einen unverzichtbaren 

Beitrag zur Sicherheit der saarländischen Bevölkerung. Die Landesregierung setzt sich das Ziel, den 

Verfassungsschutz auch weiterhin personell zu stärken. Darüber hinaus gilt es, die 

Organisationsstruktur den Gegebenheiten anzupassen und weiterzuentwickeln. 

 

 

Verbesserung der Ausstattung 

 

Die saarländische Polizei muss zur Verrichtung ihrer täglichen Arbeit auch weiterhin angemessen 

ausgestattet sein. Wir werden daher die Ausstattung vor allem an die Entwicklung der 

Sicherheitslage anpassen und weiter optimieren. Einen Schwerpunkt werden wir im Bereich der 

Schutzausstattung legen. Ein weiterer Schwerpunkt liegt im Bereich der Mobilität und in der 

Ausstattung mit Informations- und Kommunikationstechnik (z. B. Tablets in Einsatzfahrzeugen). In 

diesem Kontext ist die stetige Aus- und Fortbildung der Polizeibeamtinnen und -beamten mit den 

dafür benötigten IT-Kenntnissen von besonderer Bedeutung. 
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Unseren Bediensteten im Justizvollzug, die sich Arbeitsverdichtung und zusätzlicher Belastung 

durch einen immer schwieriger werdenden Umgang mit Gefangenen ausgesetzt sehen, möchten 

wir auch in der kommenden Legislaturperiode durch gesicherte Beförderungsmöglichkeiten 

Anreize für ihren hohen täglichen Einsatz bieten. 

 

 

Digitalisierung in der Justiz 

 

Durch die flächendeckende Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs zum 1. Januar 2018 und 

der nachfolgenden Einführung der elektronischen Akte sichern wir eine effiziente, kostengünstige 

und bürgerfreundliche Justiz. Hierbei achten wir insbesondere darauf, den Justizbediensteten 

durch moderne Hardware und eine ergonomische, benutzerfreundliche elektronische Akte 

komfortable Arbeitsbedingungen auf dem neuesten technischen Stand zu sichern. Die 

erforderlichen Sach- und Personalmittel zur erfolgreichen Umsetzung von elektronischem 

Rechtsverkehr und elektronischer Akte werden auch weiterhin bereitgestellt. 

 

 

Zusammenarbeit mit der Universität 

 

Gerade der Digitalisierungsprozess in der saarländischen Justiz kann von den an der Universität des 

Saarlandes vorhandenen Kompetenzen profitieren. Dies betrifft vor allem sensible und 

bedeutsame Materien wie die Datensicherheit, reicht aber darüber hinaus. Daher ist die 

Landesregierung an einer intensivierten Zusammenarbeit zwischen den Akteuren im IT- und 

rechtswissenschaftlichen Bereich an der Universität des Saarlandes und deren Umfeld, z. B. dem 

CISPA bzw. dem künftigen Helmholtz-Zentrum für IT-Sicherheit, interessiert. Wir wollen dabei auch 

an die im vergangenen Jahr begonnene Zusammenarbeit im Rahmen der Kompetenzplattform zur 

Cyberkriminalität anknüpfen. 

 

 

Gemeinsam gegen Jugendkriminalität 

 

Die Bekämpfung der Jugendkriminalität ist für die Koalitionspartner von besonderer Bedeutung. 

Hier können potenziell kriminelle Karrieren bereits frühzeitig beendet werden. Die Vernetzung aller 

Akteure aus Justiz, Polizei und Jugendarbeit in sogenannten Häusern des Jugendrechts ist in 

Saarlouis erfolgreich pilotiert worden. Dieses Modell soll sukzessive auf das gesamte Land 

ausgedehnt werden. 

 

Die Jugendarrestanstalt Lebach entspricht nicht mehr den Anforderungen eines modernen Vollzugs. 

Der Jugendarrest soll deshalb nach Ottweiler verlagert und nach modernen Standards eingerichtet 

werden. 

 

Wir setzen uns für ein Fahrverbot als Strafmaßnahme insbesondere im Jugendstrafrecht ein. 
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Gute Rahmenbedingungen für einen sicheren Maßregelvollzug 

 

Die Saarländische Klinik für Forensische Psychiatrie soll weiterhin über hervorragende 

Behandlungs- und Sicherheitsstandards verfügen. Deswegen werden wir einen modernen 

Ersatzneubau zeitnah in Betrieb nehmen und die gesetzlichen Grundlagen für den saarländischen 

Maßregelvollzug weiterentwickeln. 

 

 

Erfolgreiche Resozialisierung für eine sichere Gesellschaft 

 

Erfolgreiche Resozialisierung ist der Schlüssel zur nachhaltigen Wiedereingliederung von 

Straftätern in die Gesellschaft. Zugleich trägt sie zu einer Verbesserung der Sicherheit und zum 

Schutz vor neuen Straftaten bei. Hierzu sind Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung im 

Strafvollzug unverzichtbare Bausteine. Wir streben daher eine Erhöhung der Beschäftigtenquote in 

den Justizvollzugsanstalten an. 

 

 

Maßnahmen gegen religiösen Extremismus in unseren Anstalten 

 

In saarländischen Justizvollzugsanstalten haben religiöser Hass und Radikalisierung keinen Platz. 

Daher wird die Landesregierung mit Prävention und Bekämpfung politischer und religiös 

extremistischer Bestrebungen von Gefangenen im saarländischen Justizvollzug ein Zeichen setzen. 

 

 

Für ein erfolgreiches Übergangsmanagement 

 

Die erfolgreiche Arbeit des neuen Kompetenzzentrums der Justiz für ambulante Resozialisierung 

und Opferhilfe (KARO) im Bereich des Übergangsmanagements wollen wir fortsetzen und stärken. 

 

 

Opferschutz stärken 

 

Das Schicksal der Opfer von Straftaten muss stets in ganz besonderer Weise berücksichtigt werden. 

Die Koalitionspartner setzen sich daher für eine Stärkung des Opferschutzes ein. Die Opfer von 

Gewalttaten brauchen unsere Hilfe, um nach meist traumatischen Erlebnissen wieder ein normales 

Leben führen zu können. Wir halten daher niedrigschwellige Angebote, wie sie das KARO vorhält, 

für unverzichtbar. Bei diesen Unterstützungsangeboten muss im Einzelfall für die Opfer immer klar 

und unmissverständlich erkennbar sein, dass die zuständige Mitarbeiterin oder der zuständige 

Mitarbeiter des KARO die Interessen des Opfers wahrnimmt. Darüber hinaus setzen wir uns für 

eine Weiterentwicklung des Opferentschädigungsgesetzes ein. 
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hinaus soll den Bediensteten bei der Inanspruchnahme von Erholungsurlaub ein Mehr an 

Flexibilität ermöglicht werden, indem der Übertragungszeitraum für die Inanspruchnahme von 

Erholungsurlaub um drei Monate bis zum 31. Dezember des nächsten Jahres hinausgeschoben 

wird. Schließlich soll, losgelöst von familienbezogenen Voraussetzungen, allen Beamtinnen und 

Beamten die Möglichkeit eröffnet werden, in einem gewissen Umfang Urlaubstage, die über den 

gesetzlich vorgeschriebenen Mindesturlaubsanspruch hinausgehen, anzusparen. Ziel ist es, durch 

diese Maßnahmen die Arbeitszufriedenheit der Bediensteten zu verbessern und auch die 

Attraktivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber zu steigern. 

 

 

Personalvertretungsrecht 

 

Eine effizient arbeitende Landesverwaltung bedingt unter anderem, dass die verwaltungsinterne 

Zusammenarbeit zwischen der Dienststelle und den Personalvertretungen zeitgemäß 

fortentwickelt wird. Einen wichtigen Aspekt hierbei bildet die Novellierung des Saarländischen 

Personalvertretungsgesetzes. Orientiert an den Leitlinien der einschlägigen Rechtsprechung 

möchten wir den Beteiligungskatalog überarbeiten.  

 

 

Schmerzensgeld 

 

Die Bediensteten im öffentlichen Dienst, insbesondere im Polizeibereich, sind mehr und mehr 

gesellschaftlichen Anfeindungen ausgesetzt. In diesem Zusammenhang stehen Bedienstete, die 

Opfer von Gewalttaten geworden sind, häufig vor dem Problem, dass sie ihre 

Schmerzensgeldansprüche aufgrund der Zahlungsunfähigkeit des Schädigers nicht durchsetzen 

können. Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Landesregierung, die Übernahme dieser 

Schmerzensgeldansprüche durch den Dienstherrn zu überprüfen. 

 

 

Baurecht und Landesplanung 

 

IT-Bauverwaltung 

 

Die saarländische Landesregierung wird sich mit den Entwicklungen in der IT-Bauverwaltung im 

Bund und in den Ländern weiter auseinandersetzen, um zukünftigen Fortschritten folgen zu 

können und an den Erfahrungen zu partizipieren. 

 

Die schrittweise Einführung der elektronischen Baugenehmigung trägt zu einer modernen und 

zügigen Bearbeitung der Bauanträge bei und wird von der Landesregierung vorangetrieben.  
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Reform des Brandschutzes 

 

Der Brandschutz stellt in einem Baugenehmigungsverfahren einen wichtigen Teilaspekt dar. Hier ist 

eine schnelle, kompetente und auch einheitliche Handhabung der Genehmigung das Ziel der 

saarländischen Landesregierung. Die Landesregierung wird sich weiter mit einer möglichen 

Überarbeitung und Optimierung der bestehenden Brandschutzregelungen auseinandersetzen, mit 

dem Ziel, einen stetigen Informationsaustausch sowie ein verlässliches gleichmäßiges Niveau bei 

der Beurteilung zu erreichen. 

 

 

Änderung der Landesbauordnung (LBO) 

 

Die saarländische Landesregierung beabsichtigt weiterhin, den Fokus auf die barrierefreie bzw. 

barrierearme Gestaltung von Neu- und Umbauten zu legen. Vor dem Hintergrund einer 

Verbesserung der Barrierefreiheit wird eine Anpassung der Landesbauordnung geprüft. Darüber 

hinaus wird auch die Einführung einer Quote, die eine uneingeschränkte Nutzung mit dem 

Rollstuhl für einen Teil der barrierefreien Wohnungen bestimmt, als Steuerungsmittel im Gesetz 

auf den Prüfstand gestellt. 

 

 

Landesentwicklungsplan 

 

Durch die Zusammenführung der Teilabschnitte Siedlung und Umwelt zu einem integrierten 

Landesentwicklungsplan wird die saarländische Landesregierung dafür Sorge tragen, dass eine ziel- 

und bedarfsorientierte soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle 

Entwicklung des Landes ermöglicht wird. Dabei ist den demografischen und anderen 

strukturverändernden Herausforderungen Rechnung zu tragen.  

KBBZ
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13 Umwelt- und Naturschutz, Verbraucherschutz 

 

Umwelt- und Naturschutz für ein lebenswertes Saarland 

 

Die Landesregierung bekennt sich zum Schutz und zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen in 

unserem Land, insbesondere im Hinblick auf die Schutzgüter Klima, Luft, Boden, Wasser und Bio-

diversität. Dabei setzen wir bei all unseren gesetzgeberischen Maßnahmen auf einen kooperativen 

Ansatz. 

 

Wir verbinden in unserem Handeln erfolgreiches Wirtschaften, soziale Gerechtigkeit und ökologi-

sche Verantwortung im industriell geprägten Saarland zum Wohle der Gesellschaft. 

 

 

Saarländische Nachhaltigkeitsstrategie 

 

Die erste Saarländische Nachhaltigkeitsstrategie wurde Anfang 2017 nach einem breiten Beteili-

gungsverfahren im Landtag des Saarlandes diskutiert. Den damit eingeschlagenen Weg wird die 

Landesregierung konsequent weitergehen und die Strategie in einem breiten gesellschaftlichen 

Dialog weiterentwickeln. 

 

Um die Herausforderungen für die saarländische Umweltpolitik im Wandel der Zeit zu definieren 

und daraus abgeleitet Handlungsziele zu erarbeiten, werden wir im Landtag eine Enquete-

Kommission Nachhaltigkeit einrichten. 

 

Wir werden die verschiedenen Interessen über die Inanspruchnahme unserer Kulturlandschaft in 

einem konstruktiven Dialog mit den einzelnen Akteuren bündeln. Dabei ist es unser Ziel, Ressour-

cen zu schonen, die Umwelt zu schützen, die Kulturlandschaft zu erhalten und zu pflegen, das Kli-

ma zu schützen und dem Tierwohl gerecht zu werden. 

 

 

Mehr Umweltgerechtigkeit für mehr soziale Gerechtigkeit 

 

Im Saarland ist jeder Sechste armutsgefährdet. Dieser Zustand hat enorme Auswirkungen auf die 

soziale Gerechtigkeit: Menschen mit niedrigen Einkommen leben in Wohngebieten mit teils defizi-

tären Wohnbedingungen und vernachlässigten Infrastrukturen. Das begünstigt gesundheitliche 

Risiken und Benachteiligungen. 

 

Gemeinsam mit der Deutschen Umwelthilfe (DUH), dem Naturschutzbund (NABU) und dem Bund 

für Umwelt und Naturschutz (BUND) hat die Landesregierung die bundesweite Initiative für mehr 

Umweltgerechtigkeit in den gesellschaftlichen Fokus gerückt. Das Ziel sind gesunde Wohnbedin-

gungen für alle Menschen, unabhängig von ihrem sozialen Status. 
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Entsorgungsverband Saar (EVS) 

 

Die im Saarland vorhandenen überörtlichen Strukturen im Bereich der Abfall- und Abwasserent-

sorgung haben sich bewährt. Die Landesregierung und die Landesbehörden werden den Entsor-

gungsverband Saar (EVS) unterstützen, um seine Strukturen und Abläufe noch effizienter zu ge-

stalten. Bei der Umsetzung der neuen gesetzlichen Anforderungen im Bereich der Bio- und Grün-

gutbehandlung werden wir dem EVS und damit den saarländischen Kommunen ein kompetenter 

Partner sein. 

 

 

Vermeidung von Abfall 

 

Die Vermeidung und Reduzierung der Abfallmengen ist uns ein wichtiges Anliegen. Bei der Erstel-

lung des Abfallvermeidungsprogramms nach dem saarländischen Abfallgesetz werden wir Maß-

nahmen, die zur Vermeidung von Abfällen beitragen (etwa Verzicht auf Einwegprodukte, Kosmeti-

ka mit Mikroplastik usw.), für private Haushalte wie auch für die öffentliche Hand aufnehmen. 

 

Die Koalitionspartner legen mit der Zielsetzung eines sauberen Saarlandes einen Schwerpunkt auf 

geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Ahndung von Umweltdelikten. Wir wollen uns in die-

sem Zusammenhang für die Einführung eines Kaffee-Mehrwegbechers als Alternative zum Papp-

becher einsetzen (z. B. im Rahmen des Saarland-Marketings). 

 

 

Grenzüberschreitende Abstimmung in der Umweltpolitik 

 

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit grenzüberschreitender Abstimmungsprozesse insbesondere 

in den Bereichen Energie, Industrie und Naturschutz. Die Koalitionspartner lehnen die Konzentra-

tion von atomaren Endlagerstätten und Kernkraftwerken in der Grenzregion ab und fordern die 

Bundesregierung auf, gegenüber der französischen Regierung in diesem Sinne zu intervenieren. 

Sollte es zu weiteren Genehmigungsverfahren kommen, so wird sich die Landesregierung dabei 

um höchste Transparenz und größtmögliche Einbindung bemühen. 

 

Der positive grenzüberschreitende Informationsaustausch bei Industrieanlagen, wie beispielsweise 

der Anlage in Carling, soll unter Moderation des saarländischen Umweltministeriums weiterge-

führt werden. 
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Unterstützung junger Landwirte 

 

Junge Landwirte und Betriebsleiter sollen eine reelle Chance haben, ihre Betriebe in eine verlässli-

che Zukunft zu führen. Um das zu erreichen, werden wir weiterhin sozioökonomische Beratungs-

leistungen gewährleisten und für die Attraktivität grüner Berufe werben. Damit einher geht die 

Sicherstellung einer leistungsfähigen Agrarverwaltung mit einer ausreichenden Personalausstat-

tung. 

 

 

Förderprogramme neu ausrichten 

 

Die Förderprogramme der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2020 müssen gezielter und ein-

facher als bisher ausgerichtet werden. Wir wollen weniger Bürokratie und mehr Effizienz für eine 

nachhaltige Landwirtschaft. Regionalvermarktungsinitiativen werden wir weiter unterstützen. 

 

 

Ökolandbau 

 

Wir wollen unsere Spitzenposition im Ökolandbau halten und ausbauen. Daher streben wir an, bis 

2022 25 Prozent der landwirtschaftlichen Flächen in ökologischer und nachhaltiger Bewirtschaf-

tung zu haben. Dabei gilt das Prinzip: Qualität vor Quantität. 

 

 

Gentechnikfreies Saarland 

 

Das Saarland ist gentechnikfrei und bleibt es. Deshalb setzt sich die Landesregierung nachdrücklich 

für ein rechtssicheres GVO-Anbauverbot ein. Zudem werden wir im Bundesrat weiterhin darauf 

hinwirken, dass ein bundeseinheitliches Anbauverbot erreicht wird. 

 

 

Imkerei im Saarland 

 

Wir setzen uns nachdrücklich für die Bienenhaltung, die Imkerei und den Schutz der Wildbienen 

und anderer Bestäuber ein. Die Koalitionspartner schätzen die wichtige Arbeit der saarländischen 

Imker und werden sie deshalb unterstützen. Das gilt auch für Maßnahmen und Projekte, die zur 

Imkerei ermutigen und aktiv dem Bienensterben entgegenwirken, wie Bienenweiden, vielfältige 

Blühflächen und Maßnahmen zur Bienengesundheit. Die bereits bestehende Kooperation mit dem 

Fachzentrum für Bienen und Imkerei in Mayen werden wir ausbauen. 
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Vorbildfunktion der öffentlichen Kantinen 

 

Im verantwortungsbewussten Umgang mit Lebensmitteln sollen öffentliche Kantinen eine Vorbild-

funktion einnehmen. Wir wollen prüfen, ob für öffentliche Kantinen die Zertifizierung der Pächter 

und Caterer nach den Standards der DGE hierzu hilfreich ist. 

 

 

Wegwerfkultur 

 

Wir werden die Prinzipien der Wegwerfkultur durchbrechen und eine Kultur des bewussten und 

nachhaltigen Konsums fördern. In diesem Zusammenhang werden wir prüfen, ob bei den Themen 

Lebensmittelverschwendung und Littering (Vermüllung) die vorhandenen ordnungsrechtlichen 

Bestimmungen ausreichen, um Verstöße wirkungsvoll zu sanktionieren. 

 

 

Mindesthaltbarkeitsdatum 

 

Das Konzept des Mindesthaltbarkeitsdatums ist in seiner bisherigen Ausgestaltung kritisch zu se-

hen. Ein Mindesthaltbarkeitsdatum von unverderblichen Lebensmitteln führt dazu, dass diese zu 

Unrecht entsorgt werden. Wir werden eine Bundesratsinitiative prüfen, um die verpflichtende 

Angabe des Mindesthaltbarkeitsdatums einzuschränken. 

 

 

Gleichwertige Lebensverhältnisse in städtischen und ländlichen Regionen 

 

Die Koalitionspartner werden sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass finanzielle Unterstüt-

zung für die Kommunen auch dort ankommt. Denn: Die Wettbewerbsfähigkeit des ländlichen 

Raumes gilt es nachhaltig zu stärken. 

 

In städtischen und ländlichen Regionen wollen wir gleichwertige Lebensverhältnisse. Prioritär sind 

für uns Maßnahmen, die sozialer Inklusion, Armutsbekämpfung und wirtschaftlicher Entwicklung 

dienen. Für notwendig erachten wir weiterhin einen umfassenden Landesentwicklungsplan, der 

eine Entwicklungsstrategie für die Stärkung der Ballungsräume und der ländlichen Regionen 

gleichermaßen beinhaltet. 

 

 

Ein klares Bekenntnis zu einem starken ländlichen Raum 

 

Die Koalitionspartner bekennen sich zu einem starken ländlichen Raum und dessen Dörfern. Der 

ländliche Raum ist für seine Bewohner Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsraum. Er fördert die 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung des Saarlandes und ist identitätsbildend. 
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Bürokratie darf nicht zum Nachteil für KMU werden 

 

Wir sind uns hinsichtlich der Auswirkungen von Gesetzen, Vorschriften und Dokumentationspflich-

ten bewusst: Industrielle Großunternehmen können unter anderen Voraussetzungen wirtschaften 

als kleine und mittlere Betriebe im Lebensmittelhandwerk und der Gastronomie. Diese leisten je-

doch einen wichtigen Beitrag zur Nahversorgung und zum Erhalt regionaler Wertschöpfungsket-

ten. Daher liegt es insbesondere im Interesse der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Ort, dass 

entsprechende gesetzliche Maßnahmen und Vorschriften nicht zum Nachteil für kleine und mittle-

re Unternehmen gereichen und einzelne Betriebe nicht in ihrer Existenz bedrohen. Wir werden 

hier auf einen sinnvollen Ausgleich der Interessen achten. 

 

 

Glücksspiel 

 

Für die Landesregierung ist Glücksspiel kein wirtschaftliches Gut wie jedes andere, sondern mit 

besonderen Risiken und Gefahren verbunden. Deshalb betrachten wir Fehlentwicklungen im 

Glücksspiel mit Sorge. Wir lehnen eine weitgehende Kommerzialisierung und Liberalisierung des 

Glückspielsektors ab und plädieren für die Aufrechterhaltung des Lotteriemonopols unter strikter 

Beachtung von Verbraucher-, Spieler- und Jugendschutz sowie unter klarer Festlegung einer ge-

meinwohl-orientierten Verwendung der Erträge. 

 

Damit es auch in Zukunft bei der bewährten Förderkulisse für Sport, Kultur, Umwelt und soziale 

Angelegenheiten im Saarland bleibt und insbesondere Saartoto in der Finanzierung dieser Anlie-

gen weiter eine führende Rolle spielen kann, sprechen wir uns für die Beibehaltung des ordnungs-

rechtlichen Rahmens des aktuellen Glücksspielstaatsvertrages aus. Den beabsichtigten Änderun-

gen des Glücksspielstaatsvertrages in der vorgelegten Form stimmen wir zu. Eine Freigabe von 

Onlinecasino und Onlinepoker lehnen wir ab. 

 

Die illegalen sogenannten Schwarzlotterien werden wir mit allen rechtlichen Möglichkeiten verfol-

gen. Gerade nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 7. März 2017 wird die saarlän-

dische Landesregierung die Umsetzung des saarländischen Spielhallengesetzes konsequent weiter 

betreiben. Für Wettbüros werden wir vergleichbar strenge Regelungen schaffen, wie sie für den 

Spielhallenbereich gelten.  
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unserer Region eröffnet. Ein Museum von überregionaler Bedeutung ist ein enormer 

Standortfaktor, dessen Strahlkraft durch attraktive Ausstellungen zukünftig auch genutzt werden 

muss. Dazu soll ein angemessener Ausstellungsetat zur Verfügung gestellt werden. 

 

Das Deutsche Zeitungsmuseum in Wadgassen wurde baulich ertüchtigt und kann nun inhaltlich 

zukunftsfähig gemacht werden. Die weiteren Stiftungseinrichtungen (Alte Sammlung, Museum für 

Vor- und Frühgeschichte, Römische Villa) müssen weiter an Ausstrahlung gewinnen. Dazu dient 

auch die engere Kooperation mit dem Historischen Museum Saar, das mit der personellen 

Neuaufstellung auch finanziell vom Land gestärkt wurde. 

 

Die Landesregierung wird Museen und Ausstellungen in ihren Aktivitäten unter anderem durch 

Kooperationen unterstützen. Durch das Verbinden verschiedener Kultureinrichtungen werden 

neue Perspektiven in unserer Region und auf unsere Region entstehen. 

 

 

Galerien, Ateliers, Ausstellungen 

 

Kunst findet aber nicht nur in Museen statt. Galerien, Künstlerateliers, Ausstellungen an 

unterschiedlichen Orten und Plätzen führen auf direktem Weg zur Kunst. Die Förderung der Kunst 

fußt dabei auf mehreren Säulen: die Unterstützung und Förderung von Einrichtungen, die sich der 

Kunstförderung und dem Kunstschaffen widmen, der Förderung der bildenden Künstlerinnen und 

Künstler selbst durch Ausstellungsförderungen, Stipendien und andere Maßnahmen, der 

Förderung der Kunstvermittlung sowie der Aufgabe, Kunst auch im öffentlichen Raum erfahrbar 

darzustellen. Mit der Einrichtung des Forschungszentrums für Künstlernachlässe sichern wir den 

Erhalt des künstlerischen Erbes unseres Landes für die Zukunft. 

 

 

Künstlerische Hochschulen: Entwicklungsplanung 

 

Die Hochschule für Musik Saar und die Hochschule der Bildenden Künste Saar sind unverzichtbare 

Bestandteile unserer Kultur-, Wissenschafts- und Bildungslandschaft. Als künstlerische 

Hochschulen sind sie gegenüber wissenschaftlichen Hochschulen gleichrangig. So bilden sie 

gemeinsam mit der Universität des Saarlandes sowohl den künstlerischen als auch den 

kulturpädagogischen Nachwuchs aus und behaupten sich als wichtige Kulturanbieter im Land und 

der Region. Sie leisten wesentliche Beiträge zur langfristigen Sicherung der Attraktivität des 

Standortes Saarland und zur fortschreitenden Entwicklung des regionalen Kulturlebens. 

 

Im Rahmen der Hochschulentwicklungsplanung des Landes legen die beiden künstlerischen 

Hochschulen zeitnah Entwicklungspläne vor. Diese sollen Grundlage für den Abschluss von Ziel- 

und Leistungsvereinbarungen mit dem Land sein, um ihnen für die nächsten Jahre 

Planungssicherheit zu geben. 
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Kulturfinanzierung 

 

Mit dem Kulturverstärkungsfonds, den die Staatskanzlei ins Leben gerufen hat, den vielfältigen 

Initiativen des Bildungsministeriums, sowie den Anstrengungen privater Organisationen konnten 

kulturelle Highlights gefördert werden. Viele Projekte erhielten damit Planungssicherheit für die 

nächsten Jahre. 

 

Die Landesregierung ist bestrebt, für den Bereich Kultur weiterhin eine verlässliche Finanzierung 

sicherzustellen. 

 

 

Förderung von Kulturschaffenden im öffentlichen Dienst 

 

Wir werden die rechtlichen Rahmenbedingungen prüfen, um im öffentlichen Dienst für im 

Spitzenbereich aktive Kulturschaffende Ausbildungsstellen einzurichten.  
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Sport 

 

Sport ist ein integraler und fest verwurzelter Bestandteil unserer Gesellschaft und neben Arbeit 

und Familie ein wichtiger Lebensbereich der meisten Bürgerinnen und Bürger. Rund 370.000 

Mitglieder sind in über 2.000 Sportvereinen organisiert und untermauern die besondere 

gesellschaftliche Verantwortung des Sports im Saarland. Insbesondere der organisierte Sport im 

Saarland leistet einen unersetzbaren Beitrag für unsere Gesellschaft. Vor dem Hintergrund der 

gemeinwohlorientierten Effekte des Sports ist Sportförderpolitik im Ergebnis auch aktive Politik in 

den Kommunen sowie in den Bereichen Soziales, Bildung, Integration und Inklusion, Wirtschaft 

und Gesundheit. 

 

Damit der organisierte Sport seine Aufgaben erfüllen kann, benötigt er zwei wesentliche 

Stützpfeiler: Das Ehrenamt und die erforderliche Infrastruktur. Deshalb ist die weitere nachhaltige 

Förderung des organisierten Sports in seinen verschiedenen Ausprägungen für uns auch in Zukunft 

von großer Bedeutung. 

 

 

Finanzierung des Sports: Sportachtel 

 

Das sogenannte Sportachtel bildet die hauptsächliche Finanzierungsgrundlage und ermöglicht dem 

Saar-Sport eine Förderpolitik. Diesen Fördermechanismus gilt es auch in Zukunft zu erhalten. 

Angesichts des demografischen Wandels und der zurückgehenden Zahl ehrenamtlich Tätiger 

garantieren transparente Förderstrukturen eine nach Schwerpunkten gezielte Unterstützung. Die 

Landesregierung ist bei einer Gefährdung des Sportachtels bereit, den Saarsport finanziell 

abzusichern. 

 

 

Finanzierung des Sports: Sportplanungskommission 

 

Die Sportplanungskommission wird über das Sportachtel finanziert. Sie gewährt auch unter 

Beachtung sozialer Aspekte Zuschüsse zur Förderung des Sports im Saarland und trägt somit zum 

Erhalt der Sportanlagen bei. Sportstättenfinanzierung ist dabei auch eine Frage der sozialen 

Gerechtigkeit; sie darf sich nicht nur an rechnerischen Vorhersagen über ihre zukünftige Nutzung 

orientieren, sondern auch an sozialpolitischen Aspekten (Sportplatz als wichtiger 

Kristallisationspunkt dörflichen Gemeinschaftslebens). 

 

 

Breitensport 

 

Die bestehende Förderung des Breitensports in den Vereinen soll fortgesetzt werden. Im Hinblick 

auf verschiedene Ziel- und Altersgruppen sollen sie deshalb weiter gefördert werden. 
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Gewährleistung von Schulsport 

 

Die saarländische Landesregierung setzt sich das Ziel, den Schulsportunterricht weiterhin zu 

fördern und dessen Durchführung zu gewährleisten. 

 

 

Schnittstelle von Schule und Sportverein 

 

Die Ausweitung der Nachmittagsbetreuung und Schul-AGs durch qualifizierte Vereinstrainer zur 

Nutzung gegenseitiger Synergien soll geprüft werden. 

 

 

Spitzensport 

 

Die saarländischen Spitzenvereine, Spitzensportler und Talente im Saar-Sport werden auch künftig 

finanziell mit den bestehenden Fördereinrichtungen unterstützt, um ihnen weitere Erfolge zu 

ermöglichen. 

 

 

Förderausschuss Spitzensport 

 

Die Unterstützung der saarländischen Spitzenvereine und Spitzensportler durch den 

Förderausschuss Spitzensport wollen wir fortführen. 

 

 

Hermann-Neuberger-Sportschule, Olympiastützpunkt, Bundesstützpunkte 

 

Die Hermann-Neuberger-Sportschule in Saarbrücken beherbergt den Olympiastützpunkt 

Rheinland-Pfalz / Saarland sowie Bundesstützpunkte und dient als ideale Trainingsstätte für die 

Bundeskaderathleten. Die hervorragenden Strukturen dieser Einrichtungen gilt es zu erhalten und 

zu stärken. 

 

 

Eliteschule des Sports 

 

An der Eliteschule des Sports, dem Gymnasium am Rotenbühl in Saarbrücken, legen viele Talente 

das Fundament ihres sportlichen Erfolgs. Die Landesregierung setzt sich für eine Weiterführung 

des Sportzweiges am Gymnasium am Rotenbühl und den zuführenden landesweiten 

Partnerschulen ein. 
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Sportstiftung Saar 

 

Die bewährte, traditionelle Sportförderung wird durch die Sportstiftung Saar ergänzt, um auch in 

Zukunft die wachsenden Herausforderungen im spitzensportlichen Wettbewerb erfolgreich zu 

meistern. 

 

 

Spitzensportfreundliche Ausbildungsstellen im öffentlichen Dienst 

 

Wie im Polizeidienst mit der Sportfördergruppe bereits praktiziert, sollen spitzensportfreundliche 

Ausbildungsstellen im gesamten öffentlichen Dienst des Landes eingerichtet werden. Hierzu sollen 

die rechtlichen Rahmenbedingungen geklärt werden, um entsprechende zusätzliche Stellen im 

öffentlichen Dienst bereitstellen zu können. 

 

 

Förderung von Sporteinrichtungen 

 

Unser Land braucht eine moderne und dem heutigen Stand entsprechende Sportinfrastruktur. 

Daher wird die Landesregierung Sporteinrichtungen, wie beispielsweise die zügige Realisierung 

eines multifunktionalen Sportstadions in Saarbrücken (Ludwigspark), eine Eis- und Rollsporthalle 

oder ein Velodrom, nachhaltig unterstützen. Dies gilt gleichermaßen für Einrichtungen des 

Breitensports und des Spitzensports.  

 

 

Ehrenamt 

 

Entscheidende Grundlage für den Sport ist das Engagement hunderttausender Ehrenamtlerinnen 

und Ehrenamtler in unserem Land.  

 

 

Kompetenzzentrum Ehrenamt 

 

Wir unterstützen die Initiative des Landessportverbandes, die Vereine in rechtlichen, steuerlichen 

und organisatorischen Fragen zu beraten, um ihnen eine möglichst rechtssichere und risikofreie 

Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit zu ermöglichen. Das Kompetenzzentrum Ehrenamt des 

LSVS stellt ein Netzwerk an versierten Rechtsanwälten, Steuerberatern und Versicherungsexperten 

beratend zur Seite. Dieses Kompetenzzentrum möchten wir ausbauen. 
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Wertschätzung Ehrenamt 

 

Über die allgemeine Förderung des Ehrenamtes hinaus wollen wir durch Ehrungen und 

Auszeichnungen den ehrenamtlich engagierten Menschen die gebührende Anerkennung erweisen. 

Dazu gehört auch die Fortführung der Ehrenamtskarte. 

 

 

Sportliche Großveranstaltungen 

 

Sportliche Großveranstaltungen wirken weit über die Region hinaus und ziehen viele Gäste aus der 

Großregion und anderen Ländern an. Somit wirken sie als effektive Werbeträger imagebildend für 

das Urlaubs- und Sportland Saarland. Die finanziellen Vorteile für die saarländische Wirtschaft, 

insbesondere die Tourismusbranche und die Gastronomie, sind erheblich. Deshalb wird die 

Landesregierung weiterhin sportliche Großveranstaltungen im Saarland fördern. 

 

 

Behindertensport 

 

Die Landesregierung beabsichtigt unter Berücksichtigung der UN-Behindertenrechtskonvention, 

eine selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Sport, 

gerade auch mit Blick auf die Barrierefreiheit von Sportstätten, zu befördern und das 

ehrenamtliche Engagement von Menschen mit Behinderung im Sport zu stärken.  
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grenzüberschreitenden polyzentrischen Metropolregion (GPMR) weiter zu entwickeln und damit 

ein Regionalentwicklungskonzept für die Großregion zu konkretisieren, das den wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt in der Region insgesamt stärkt. Dem kommunalen 

deutsch-französischen Eurodistrict SaarMoselle sollte dabei eine tragende Rolle als 

grenzüberschreitender Metropolraum zukommen. 

 

 

Vernetzung und Interessensvertretung für das Saarland in Europa 

 

Aufbauend auf einer stabilen deutsch-französischen Freundschaft in Europa und den daraus 

resultierenden Kooperationen kann das Saarland einen wichtigen Beitrag zum Erfolg der 

Europäischen Union leisten. Von besonderer Bedeutung sind aber auch unsere Beziehungen zu 

Luxemburg; regelmäßige Gespräche mit den Mitgliedern der luxemburgischen Regierung schaffen 

die Basis für eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit, die wir in Zukunft insbesondere in 

den Bildungs- und Hochschulbeziehungen noch weiter vertiefen wollen. Zusätzlich zu der 

besonderen Verantwortung des Saarlandes für die deutsch-französische Freundschaft bekennen 

wir uns zur deutsch-polnischen Freundschaft. Wir bekennen uns zur 2009 besiegelten 

Partnerschaft des Saarlandes mit der polnischen Woiwodschaft Podkarpackie und werden sie vor 

allem in den Bereichen Bildung und Kultur fortentwickeln. Schulpartnerschaften, kommunale 

Partnerschaften und Partnerschaften von Vereinen sind besonders geeignet, Austausch und 

Begegnungen zu fördern. 

 

Mit dem Büro des Saarlandes in Paris präsentiert sich das Saarland in der französischen Hauptstadt. 

Wir nutzen dort die Chancen für einen lebendigen Dialog mit politischen, wirtschaftlichen und 

kulturellen Entscheidungsträgern. Wir präsentieren unser Bundesland als eine Region mit einer 

leistungsfähigen, stark auf Frankreich ausgerichteten Wirtschaft und Wissenschaft, als Tor nach 

Deutschland, als eine Region mit hoher Lebensqualität, als Ort gelebten deutsch-französischen 

Miteinanders im Alltag. Die Landesvertretung Brüssel ist zudem unser Transmissionsriemen 

zwischen Saarbrücken und den europäischen Institutionen. Denn der Kontakt mit EU-Institutionen, 

insbesondere die Verbindung zum Ausschuss der Regionen, der Kommission und dem Parlament 

ist für das Einbringen und Umsetzen saarländischer Interessen von großer Bedeutung. 

 

 

Motor der interregionalen Zusammenarbeit 

 

Die Zusammenarbeit auf der administrativen und parlamentarischen Ebene, aber auch die vielen 

grenzübergreifenden Kooperationsprojekte und die Pflege von sozialen, wirtschaftlichen und 

kulturellen Kontakten mit unseren Nachbarn in der Großregion SaarLorLux gehören zum Kern der 

Identität des Saarlandes. Diesem Selbstverständnis fühlen wir uns deshalb in besonderer Weise 

verpflichtet. Wir sind stolz auf unsere Rolle als Motor der interregionalen Zusammenarbeit in der 

Großregion und als Brücke zwischen den Nachbarstaaten. Wir wollen eine europäische 

Modellregion sein und gemeinsam mit unseren Partnern in der Großregion SaarLorLux den 

Menschen neue Chancen und Horizonte für das Zusammenleben in dieser europäischen 
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durch den Ausbau des ÖPNV in der Großregion. Neben der Beratungsstelle zur Vermittlung von 

grenzüberschreitenden Praktika in der Ausbildung (FagA) und der Rahmenvereinbarung zwischen 

dem Saarland und Lothringen über die grenzüberschreitende Ausbildung sowie neben den 

grenzüberschreitenden Vermittlungsstellen der Bundesagentur für Arbeit und des pôle emploi hat 

2016 in Forbach das Beratungshaus für Grenzgänger MOSA des Département Moselle seine Arbeit 

aufgenommen. 

 

Im Rahmen der Evaluation der grenzüberschreitenden Ausbildung am Ende der Pilotphase wollen 

wir mit unseren Partnern aus Grand Est über eine Vereinheitlichung der Konditionen der 

grenzüberschreitenden Ausbildung an der gesamten deutsch-französischen Grenze von der 

Oberrheinregion bis in die Großregion sprechen. In diesem Zusammenhang wollen wir auch eine 

Erweiterung der grenzüberschreitenden Ausbildungsaktivitäten auf praxisorientierte 

Studienangebote erreichen. Alle Formen der grenzüberschreitenden Ausbildungsmöglichkeiten 

sollen in den allgemeinbildenden Schulen intensiv beworben werden. 

 

 

Frankreichstrategie, Sprache und Bildung 

 

Wir wünschen uns ein internationales, weltoffenes und mehrsprachiges Saarland. Mit der 

überregional als Alleinstellungsmerkmal gewürdigten Frankreich-Strategie wollen wir das Saarland 

zu einem mehrsprachigen Raum deutsch-französischer Prägung entwickeln. Die praktizierte 

Mehrsprachigkeit soll über alle Generationen hinweg zum Bestandteil unserer täglich erlebbaren 

und erfahrbaren Alltagskultur werden. Junge Menschen sollen in Zukunft unser Nachbarland und 

seine Sprache als ganz selbstverständlichen Bezugsraum für ihre eigenen Lebenschancen 

begreifen. Damit wollen wir auch die Rolle unseres Bundeslandes als Brücke zwischen Deutschland 

und Frankreich ausbauen. So tragen wir auch zur Stärkung der bilateralen Beziehungen zwischen 

Deutschland und Frankreich bei. 

 

Was in Luxemburg mit seiner natürlich gelebten Mehrsprachigkeit möglich ist, wollen wir im Laufe 

der kommenden Generationen auch im Saarland erreichen. Dieses Ziel gelebter Mehrsprachigkeit 

wird von vielen gesellschaftlichen Akteuren mitgetragen. Das Saarland verfügt über besonders 

viele Institutionen und Vereinigungen der Zivilgesellschaft, die über Frankreich und Europa 

informieren, für Frankreich und Europa werben und die Bürgerinnen und Bürger fit machen für 

den Austausch mit dem französischen Nachbarn und in Europa. Diese Institutionen und 

Vereinigungen sind elementar für die Entwicklung einer besonderen Frankreich- und 

Europakompetenz. 

 

Gleichzeitig kommt auch den Medien eine bedeutende Rolle zu. Die Erfahrungen in anderen 

Ländern zeigen, dass insbesondere die Untertitelung von Medienangeboten sowie das Angebot 

zweisprachiger Beiträge im Print-Bereich einen wichtigen Beitrag zur Förderung der 

Mehrsprachigkeit leisten kann. Deshalb wird auch der Online-Auftritt der Landesregierung bis Ende 

2017 zur dreisprachigen Web-Präsenz umgestaltet. 
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Im Rahmen unserer Frankreichstrategie werden wir das ressortübergreifende Maßnahmenpaket 

(Feuille de route II) umsetzen und damit die Frankreichkompetenz im Land nach innen und außen 

stärken. Die Frankreichstrategie bleibt Bestandteil der Dachmarkenstrategie. Ein zentraler Punkt 

der Umsetzung unserer Frankreich-Strategie ist die konsequente Vermittlung der Nachbarsprache 

von klein an. Der direkte Kontakt mit Muttersprachlerinnen und Muttersprachlern steht dabei im 

Mittelpunkt. Wir wollen die bilingualen Sprachangebote, die bereits heute 40 Prozent der 

Kindergärten anbieten, im ganzen Land ausbauen und so im gesamten Land substanzielle 

Fortschritte bei der flächendeckenden Einführung der Mehrsprachigkeit sicherstellen. Wir wollen 

weitere Kindertagestätten und Grundschulen mit bilingualen Angeboten ausstatten; alle 

Einrichtungen, die dies wünschen, sollen hierzu die Möglichkeit erhalten. Und: wir wollen die 

Motivation beim Französischlernen steigern und Französisch durch Begegnungen (physisch und 

digital) von der gelernten Schulfremdsprache zur erlebten Nachbarsprache weiterentwickeln. 

Bilingualer Sachfachunterricht in Englisch und Französisch sollte möglichst in allen Schulformen 

angeboten werden, um das Lernen der Fremdsprache durch Nutzung als Arbeitssprache zu 

intensivieren. 

 

Wir wollen die Französischkompetenz in der Erzieherinnen- und Erzieherausbildung verstärken. 

Auch der Einsatz muttersprachlicher Fachkräfte soll vereinfacht werden. Wir unterstützen darüber 

hinaus nachhaltig den deutsch-französischen Schüleraustausch und arbeiten weiter intensiv mit 

den Kooperationspartnern in der Großregion zusammen, um die Modelle der Sprachförderung in 

Deutsch, Französisch und der jeweiligen nicht-deutschen Muttersprache auf den Weg zu bringen.  

 

Das besondere europäische Engagement und Profil der Hochschullandschaft im Saarland kommt in 

der Spitzenstellung deutsch-französischer und interregionaler Kompetenzzentren der Hochschulen 

zum Ausdruck, wie beispielsweise dem DFHI-ISFATES, dem Frankreichzentrum sowie dem 

Europainstitut, dem Centre juridique franco-allemand, dem Institut für Sprachen und 

Mehrsprachigkeit und dem Kooperationsprojekt "border studies" an der Universität des Saarlandes 

und vieler bi- und einiger trinationaler Studiengänge. Sie werden ergänzt durch die in Saarbrücken 

ansässige Deutsch-Französische Hochschule, deren Weiterentwicklung wir aktiv unterstützen 

werden. Mit Blick auf die Vernetzung in der Großregion unterstreichen wir die besondere 

Bedeutung der Universität der Großregion (Uni Großregion). Sie ermöglicht es in besonderer Weise 

der Universität des Saarlandes, ihre Aktivitäten im Rahmen eines institutionalisierten Netzwerkes 

der Großregion zu verzahnen.  
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17 Die Zusammenarbeit der Koalitionspartner 

 

Der vorliegende Koalitionsvertrag zwischen CDU Saar und SPD Saar besitzt Gültigkeit für die Dauer 

der 16. Legislaturperiode des saarländischen Landtages. Die beiden Partner werden in ihrer 

Zusammenarbeit Achtung und Respekt walten lassen und gemeinsam für die Politik dieses Landes 

und der sie führenden Koalition Verantwortung tragen. Sie achten dabei ihre Verschiedenheit, die 

sich in den jeweiligen Grundwerten und Positionen ausdrückt. Auf dieser Grundlage werden die in 

diesem Koalitionsvertrag dargestellten Maßnahmen im Regierungshandeln gemeinsam umgesetzt. 

 

 

Zusammenarbeit der Regierungsfraktionen im Landtag des Saarlandes 

 

Die Koalitionspartner werden auf Ebene der sie tragendenden Fraktionen ihre Arbeit im Landtag 

des Saarlandes und in der Landesregierung regelmäßig miteinander abstimmen. Ziel ist es dabei, 

sowohl zu inhaltlichen Plenarfragen wie auch zu Verfahrens-, Sach- oder Personalfragen zu einem 

gemeinsamen und einvernehmlichen Ergebnis zu kommen. 

 

So werden Anträge, Gesetzesinitiativen oder Anfragen der Fraktionen gemeinsam eingebracht. 

Abweichungen im Ausnahmefall erfolgen im gegenseitigen Einvernehmen. 

 

In den Ausschüssen des saarländischen Landtags werden die Fraktionen gemeinsam abstimmen. 

Kein Koalitionspartner wird den anderen überstimmen; wechselnde Mehrheiten sind 

ausgeschlossen. 

 

 

Eine lebendige Demokratie im Landtag des Saarlandes 

 

In Anbetracht der Mehrheitsverhältnisse und der Sitzverteilung in der 16. Legislaturperiode des 

Landtags des Saarlandes sind sich die Koalitionspartner darüber einig, dass das Parlament ein Ort 

lebendiger Demokratie bleiben muss. Diesem Umstand wird dadurch Rechnung getragen, dass die 

Oppositionsrechte in vollem Umfang angewandt werden können. 

 

 

Zusammenarbeit innerhalb der Landesregierung 

 

Der Ministerrat der saarländischen Landesregierung entscheidet zu den vorgelegten Einzelfragen 

einvernehmlich. 

 

An den Sitzungen des Ministerrats nehmen die Kabinettsmitglieder sowie die beiden Vorsitzenden 

der jeweiligen Koalitionsfraktionen teil. 

 

Ministerratsvorlagen und Vorlagen an den Landtag des Saarlandes sind unbeschadet der 

Zuständigkeitsregelung vor Befassung im Kabinett der Ministerpräsidentin sowie der 
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stellvertretenden Ministerpräsidentin zuzuleiten. Bei in der Landesregierung abgestimmten 

Gesetzen und Vorlagen gilt für die Zuleitung an den Landtag des Saarlandes das Ressortprinzip 

gemäß Geschäftsordnung der Landesregierung. 

 

Der Finanzminister unterrichtet die Ministerpräsidentin und die stellvertretende 

Ministerpräsidentin, bevor strukturelle haushaltswirtschaftliche Maßnahmen ergriffen oder andere 

grundsätzliche Entscheidungen im Haushaltsvollzug getroffen werden. 

 

Strukturelle und organisatorische Maßnahmen, die den Landtag des Saarlandes betreffen, 

entscheiden die Koalitionspartner gemeinsam mit dem Präsidenten sowie der 1. Vize-

Präsidentin / dem 1. Vize-Präsidenten des Landtags. 

 

Die Geschäftsordnung der Landesregierung wird einvernehmlich aktualisiert. 

 

In allen beschickten Gremien (Aufsichtsräte, Kommissionen, Beiräte, o. ä.) streben die 

Koalitionspartner im Einvernehmen eine ausgewogene Besetzung an. 

 

Die Regierungssprecherin / der Regierungssprecher wird auf Vorschlag der CDU, die 

stellvertretende Regierungssprecherin / der stellvertretende Regierungssprecher wird auf 

Vorschlag der SPD bestellt. 

 

 

Koalitionsausschuss 

 

Der Koalitionsausschuss regelt Fragen von grundsätzlicher Bedeutung. Er tagt nach Beantragung 

durch einen der Regierungspartner. 

 

Dem Koalitionsausschuss gehören an: Die Ministerpräsidentin sowie die stellvertretende 

Ministerpräsidentin, die Fraktionsvorsitzenden von CDU und SPD im saarländischen Landtag, die 

Generalsekretäre der beiden Parteien sowie die Chefin bzw. der Chef der Staatskanzlei. Für den Fall, 

dass eine Landesvorsitzende bzw. ein Landesvorsitzender einer Partei nicht vom o. g. Personenkreis 

erfasst wird, besteht dennoch die Möglichkeit zur Teilnahme. 

 

 

Bundesrat 

 

Der Bundesrat soll als aktives politisches Instrument zur Durchsetzung saarländischer Interessen 

genutzt werden. Der Ministerrat beschließt über sämtliche Initiativen des Saarlandes sowie über 

das Abstimmungsverhalten im Bundesrat. Richtungsweisend für die entsprechenden 

Entscheidungen ist dieser Koalitionsvertrag. Fragen, die darüber hinausgehen, werden 

einvernehmlich im Ministerrat besprochen und im Interesse des Landes entschieden. Sollte keine 

Einigung erzielt werden können, wird sich das Saarland im Bundesrat enthalten. 

 



KBBZ
Hervorheben
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